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Protokollierung

A Offentlicher Teil

1. Eroffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ratsmitglieder, Feststellung der
ordnungsgeméifien und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfihigkeit

Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Biirgermeister Urbach, er6ffnet um 17.03
Uhr die 19. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses in der achten Wahlperiode. Er stellt fest,
dass der Haupt- und Finanzausschuss ordnungsgemal einberufen wurde und beschlussféhig ist.

Fiir die Sitzung sind Herr Lang (DIE LINKE./BfBB), Frau Miinzer (CDU) und Herr Kleine (SPD)
entschuldigt. Herr Lang wird durch Herrn Santillan, Frau Miinzer durch Herrn Horing und Herr
Kleine durch Herrn Komenda vertreten.

Herr Urbach benennt die fiir die Sitzung relevanten Unterlagen:

- die Einladung vom 12.09.2012 mit den dazugehorigen Vorlagen sowie

- eine Zusammenstellung der fiir die Beratungen des Haupt- und Finanzausschusses in der
Sitzung am 27.09.2012 relevanten Beratungsergebnisse der Fachausschiisse zu den
Tagesordnungspunkten A 9, A 11, A 16, A 17 und A 18.1 und erginzende Unterlagen zu
den Tagesordnungspunkten A 8 — Jahresabschluss 2010 der GL Service gGmbH —und A 13
— Neufassung der Geschiftsordnung fiir den Rat und die Ausschiisse der Stadt Bergisch
Gladbach — als Tischvorlagen.

In der Vorlage Nr. 0415/2012 zu Tagesordnungspunkt A 18.1 schlage die Verwaltung dem Haupt-
und Finanzausschuss vor, den Tagesordnungspunkt ,,Antrag der Fraktion Biindnis 90/DIE
GRUNEN zum Schutz und Erhalt der historischen Bausubstanz in Bergisch Gladbach* von der
Tagesordnung abzusetzen, da die Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN einen inhaltsgleichen Antrag
unter anderem auch zur Sitzung des zustdndigen Planungsausschusses am 19.09.2012 gestellt habe,
der in der Sitzung des Planungsausschusses in Form der Vorlage Nr. 0397/2012 beraten worden sei.
Der zustindige Planungsausschuss habe den Antrag gegen die Stimmen von Biindnis 90/DIE
GRUNEN mehrheitlich abgelehnt. Der Haupt- und Finanzausschuss sei in der Sache nicht
zustdndig und die Beratung im zustdndigen Fachausschuss sei damit bereits erfolgt.

Herr Ziffus erldutert, dass dieser Antrag die Grundsétze der Stadtentwicklungspolitik betreffe und
nicht nur die Regelung des Denkmalschutzes fiir einzelne Hauser. Ankniipfungspunkt des Antrages
sei die historische Bausubstanz und nicht der Denkmalschutz. Darum glaube er, dass dieser Antrag
sowohl vom Ausschuss fiir Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung,
Integration, Gleichstellung von Frau und Mann, als auch vom Ausschuss flir Bildung, Kultur,
Schule und Sport und Haupt- und Finanzausschuss beraten werden konne. Auch der Haupt- und
Finanzausschuss solle Uberlegungen iiber das Erscheinungsbild der Stadt Bergisch Gladbach
anstellen. Aus diesem Grunde werde er den Antrag nicht zuriickziehen.

Herr Urbach erinnert an eine Absprache, dass ein Antrag zur Beratung nicht an verschiedene
Ausschiisse eingereicht werde.

Er stellt den Vorschlag der Verwaltung, den Antrag von Biindnis 90/DIE GRUNEN von der
Tagesordnung abzusetzen, zur Abstimmung.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst mit den Stimmen“ von CDU, SPD, FDP und des
Biirgermeisters gegen die Stimmen von Biindnis 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE./BfBB und der
Freien Wihler folgenden Beschluss:



Der Tagesordnungspunkt A 18.1 wird von der Tagesordnung abgesetzt.

2. Bestellung einer stellvertretenden Schriftfiihrerin / eines stellvertretenden
Schriftfiihrers fiir den Haupt- und Finanzausschuss
0416/2012
Herr Urbach erklért, dass der Haupt- und Finanzausschuss mit Beschluss vom 15.12.2009 Herrn
Stadtoberinspektor Christian Ruhe zum Schriftfiihrer und Frau Stadtoberamtsrétin Helga Monheim
zur stellvertretenden Schriftfithrerin fiir den Haupt- und Finanzausschuss bestellt habe.

Da die bisherige stellvertretende Schriftfiihrerin Frau Monheim aufgrund ihres Eintritts in die
Freistellungsphase der Altersteilzeit fiir diese Aufgabe nicht mehr zur Verfiigung stehe, schlage die
Verwaltung vor, Frau Stadtinspektorin Désirée Hahn, die der Abteilung 1-15 als Nachwuchskraft
des gehobenen Dienstes nach Abschluss ihrer Ausbildung zugewiesen wurde, als stellvertretende
Schriftfiihrerin fiir den Haupt- und Finanzausschuss zu bestellen.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Frau Stadtinspektorin Désirée Hahn wird zur stellvertretenden Schriftfiihrerin fiir den
Haupt- und Finanzausschuss bestellt.

3. Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - 6ffentlicher Teil -

Herr Urbach informiert, dass die Niederschrift iiber die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
am 28.06.2012 den Ratsmitgliedern zugegangen sei. Schriftliche Einwdnde ldgen nicht vor. Er
weise darauf hin, dass in der Niederschrift unter dem Tagesordnungspunkt ,,Mitteilungen des
Biirgermeisters® ein falsches Datum beziiglich der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses des Leiters
des Fachbereiches 5, Herrn Hastrich, wiedergegeben worden sei. Das Arbeitsverhéltnis zwischen
der Stadt Bergisch Gladbach und Herrn Hastrich werde nicht zum 31.03.2012, sondern zum
31.03.2013 beendet.

Es liegen keine miindlichen Einwendungen vor.

Die Niederschrift iiber die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 28.06.2012 -
offentlicher Teil - wird mit dieser Erginzung genehmigt.

4. Bericht iiber die Durchfiihrung der Beschliisse aus der Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses am 28.06.2012 - 6ffentlicher Teil
0420/2012

Herr Urbach erginzt zu Tagesordnungspunkt A 5 — Begriindung einer Stddtepartnerschaft mit der
Stadt Ganey Tikva/Israel — der vergangenen Sitzung, dass auf Einladung von Herrn Pfarrer Dehmel
(Kirche zum Heilsbrunnen) und der Verwaltung am 22.08.2012 die Griindungsversammlung des
,»Arbeitskreises Ganey Tikva* stattgefunden habe, der die Stddtepartnerschaft mit der neuen
Partnerstadt in Zusammenarbeit mit dem ,,Stadtepartnerschaft Bergisch Gladbach - Beit Jala e.V.*
und dem gemeinsamen Ziel des Aufbaus einer trilateralen Beziehung zwischen den drei
Partnerstiddten aktiv gestalten werde.

Herr Waldschmidt erkundigt sich {iber den Tagesordnungspunkt A 9 — Haushaltssicherungskonzept
— der vergangenen Sitzung. Er mochte erfahren, wieweit das Genehmigungsverfahren
fortgeschritten und wann mit einer Genehmigung zu rechnen sei.



Herr Urbach verweist zur Beantwortung dieser Frage auf den Tagesordnungspunkt A 5, die
Mitteilungen des Biirgermeisters.

Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

5. Mitteilungen des Biirgermeisters

Mitteilung zur Freigabe der Investitionen durch die Kommunalaufsicht

Herr Urbach erklért, die Kommunalaufsicht habe ithm vor zwei Tagen mitgeteilt, dass die Stadt
Bergisch Gladbach ab sofort beziiglich der Investitionen so verfahren konne, wie bisher. Das
bedeute, dass die im Rechtssinne rentierlichen und nicht rentierlichen Ausgaben differenziert
werden und der Grundsatz ,,Nettokreditaufnahme gleich Null“ angewendet werde. Somit wiirde
sich die Stadt nicht mehr im Nothaushalt sondern im genehmigten Haushaltssicherungskonzept
befinden.

Mit Schreiben vom 30.08.2012 sei die Vorabfreigabe der Investitionen fiir 2012 in Hohe der
ordentlichen Tilgung erteilt worden. Bis Ende der Woche solle auch die Genehmigung des
Haushaltssicherungskonzeptes vorliegen.

Dem Beginn der Investitionsmaflnahmen stehe damit nichts mehr im Wege.

Herr Mumdey erldutert, die Steuereinnahmen seien in den letzten Wochen verstdrkt euphorisch
dargestellt worden.

Als neuster Stand wurde Anfang September 2012 ein Gewerbesteuerertrag in Hohe von ca. 47 Mio.
€ ermittelt. Allerdings seien Mitte September Gewerbesteuerabsetzungen von rund 4 Mio. € zu
verzeichnen. Dieses Ergebnis sei nicht besorgniserregend, da die Haushaltskalkulation
zuriickhaltend mit 37 Mio. € Gewerbesteuerertrag durchgefiihrt worden sei. Damit werde der
veranschlagte Haushaltsansatz immer noch um 6 Mio. € iiberstiegen.

Nach seiner Einschitzung handele es sich bei den Gewerbesteuerabgéingen Mitte September um
einen Einmaleffekt. Der Haupt- und Finanzausschuss werde tliber die weitere Entwicklung
informiert.

In Bezug auf den Anteil der Gemeinde an der Einkommenssteuer, werden nach der Mai-
Steuerschitzung Minderertrage in Hohe von 700.000 € erwartet. Dies konnte im Haushalt noch
nicht beriicksichtigt werden, da die Regionalisierung der Steuerschitzung, also die Berechnung des
speziell auf die Stadt Bergisch Gladbach entfallenden Anteils, verspitet erfolgte.

Grundlage fiir die Schliisselzuweisungen sei das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG). Nach den
Neuwahlen des Landtages NRW wurde nun der GFG-Entwurf fiir 2012 ins Landesparlament
eingebracht. Er beinhalte jedoch keine wesentlichen Gesetzesdnderungen. Die Stadt Bergisch
Gladbach erwarte 120.000 € Mehrertridge im Rahmen der Kompensationsleistungen. Diese wiirden
fiir die Verluste durch die Neuregelung des Familienleistungsausgleiches gewihrt.

Bei der Kreisumlage seien fiir 2012 keine Anderungen mitzuteilen. Insgesamt erwarte er zum
jetzigen Zeitpunkt keine Uberschreitung des geplanten Defizits, da die Gewerbesteuerertrige immer
noch liber dem im Haushaltsansatz aufgefiihrten Wert liegen wiirden.

Fiir 2013 seien keine negativen Auswirkungen der aktuellen Gewerbesteuerabgénge zu befiirchten,
da auch der Ansatz des Gewerbesteuerertrages in 2013 mit 34,7 Mio. € sehr moderat geplant sei.
Eine genaue Angabe zu den Gewerbesteuerertragen konne zu diesem Zeitpunkt jedoch noch nicht
gemacht werden. Bei dem Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer sei nach der Mai-
Steuerschitzung mit einem Minderertrag von rund 420.000 € zu rechnen.

Nach den 1. Modellrechnungen sei fiir 2013 ein Minderertrag bei den Schliisselzuweisungen in
Hohe von 3 Mio. € zu erwarten. Dies sei durch die Grunddatenanpassung in GFG und héherem
Wachstum der Steuerkraftmesszahl Bergisch Gladbachs gegeniiber dem NRW-Durchschnitt
bedingt.



Auch bei der Kreisumlage gebe es - trotz grundsitzlicher Kritik - Positives zu berichten. Aufgrund
der Minderertrige bei den Schliisselzuweisungen, die eine Grundlage fiir die Berechnung der
Kreisumlage darstellen, sei bei der Kreisumlage mit einem Minderaufwand in Hohe von 1,3 Mio. €
zu rechnen. Voraussetzung dafiir sei, dass der derzeitige Hebesatz von 44 % unverindert bliebe.
Aktuell bemiihen sich die Kimmerer und Biirgermeister der kreisangehorigen Gemeinden um eine
Senkung des Hebesatzes der Kreisumlage um 1%, was eine Entlastung der Stadt um weitere 1,2
Mio. € bedeuten wiirde.

Zusammenfassend konne er fiir 2013 mitteilen, dass das geplante Defizit ohne Anderung des
Kreisumlagehebesatzes um 2,1 Mio. € iiberschritten werden konne. Genaueres sei jedoch
abzuwarten, da die Gewerbesteuerertrdge noch nicht feststiinden und die abzufiihrende Kreisumlage
eventuell geringer ausfalle.

Herr Urbach fiihrt an, dass der Kreis den Vorschlag angekiindigt habe, den Hebesatz fiir die
Kreisumlage in 2013 um einen halben Prozentpunkt zu verringern.

Herr Gerhards lobt die Ausfiihrungen Herrn Mumdeys und regt an, diese in Zukunft in eine
Mitteilungsvorlage einflieBen zu lassen, da so ein Wiederfinden im Ratsinformationssystem
erleichtert werde.

Herr Urbach nimmt diesen Vorschlag gerne auf.

6. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung
Dienstreise der stellvertretenden Vorsitzenden des Seniorenbeirates Heide Luck

nach Stolberg
0369/2012

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Die Dringlichkeitsentscheidung vom 31.07.2012 iiber die Genehmigung der Dienstreise der
stellvertretenden Vorsitzenden des Seniorenbeirats, Frau Luck, am 23.08.2012 nach Stolberg
wird gemal} § 60 Abs. 2 GO NRW genehmigt.

7. Biirgerbegehren fiir den Erhalt des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums am Standort
Reuterstrafie und eine Sanierung ab 2013
0406/2012
Herr Urbach teilt mit, dass die Verwaltung dem Rat vorschlage, festzustellen, dass das am
03.07.2012 eingereichte ,,Biirgerbegehren fiir den Erhalt des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums am
Standort Reuterstrale und eine Sanierung ab 2013*“ zuldssig sei und dem Biirgerbegehren zu
entsprechen.

Die Kriterien und Ergebnisse der Uberpriifung der Zulidssigkeit des Biirgerbegehrens, die
Grundlage des Beschlussvorschlages der Verwaltung seien, konnten der Vorlage entnommen
werden, der auch eine rechtsgutachterliche Stellungnahme der an der Priifung beteiligten
Rechtsanwaltskanzlei als Anlage beigefiigt sei.

Die Verwaltung habe den Vertretern des Biirgerbegehrens mit Schreiben vom 20.09.2012 eine
Kopie der Vorlage Nr. 0406/2012 iibersandt und diese schriftlich dariiber informiert, dass die
Vorlage in der heutigen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses beraten und in der Sitzung des
Rates am 23.10.2012 zur Entscheidung gestellt und den Vertretern gemil § 26 Absatz 6 Satz

4 GO NRW in der Sitzung des Rates die Moglichkeit zur Stellungnahme gegeben werde.



Herr Widdenhofer fiigt an, dass die Moglichkeit bestiinde, die eingereichten Unterschriften
einzusehen.

Herr Ziffus zweifelt nicht an der Zustimmungsbereitschaft des Haupt- und Finanzausschusses fiir
das Biirgerbegehren. Er wiinsche aus den zustindigen Fachbereichen eine Aufstellung der
finanziellen Konsequenzen, die durch eine Schulsanierung entstiinden.

Sei ein Sanierungsbeginn des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums in 2013 geplant, so iiberschneide sich
dies mit der Sanierung der Otto-Hahn-Schulen zwischen 2013 und 2016. AuB3erdem bestiinde der
Beschluss der Sanierung einer Turnhalle in Herkenrath fiir 3 Mio. €. Zudem werde heute eine
Beschlussempfehlung iiber die Sanierung eines Sportplatzes ergehen. Er bittet die Verwaltung eine
Ubersicht zu erstellen, aus welcher ersichtlich wiirde, welche finanziellen Betriige in welchem Jahr
fiir diese groflen Sanierungsvorhaben bereitstiinden, bevor iiber das Biirgerbegehren entschieden
wiirde.

Herr Urbach erldutert, dass es zwei Varianten zur Durchfiihrung der notwendigen
sicherheitsrelevanten Sanierungen am Nicolaus-Cusanus-Gymnasium gegeben habe. Eine Variante
habe eine provisorische Losung vorgesehen, die darauf abgestimmt worden sei, dass der Standort in
einigen Jahren nicht mehr bendtigt wiirde. Dieses Provisorium hétte Kosten in Héhe von 500.000 €
bis 600.000 € verursacht. Eingeplant sei nun aber eine zweite Variante, die eine Sanierung der
sicherheitsrelevanten Maflnahmen unter dem Gesichtspunkt betrachte, dass der Schulstandort
Reuterstraf3e langfristig in Betrieb bliebe. Hierbei wiirden Kosten in Hohe von 1,1 Mio. € anfallen.
Die iibrigen Sanierungskosten fiir das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium entstiinden im Wesentlichen
im Anschluss an die Sanierung der Otto-Hahn-Schulen (Otto-Hahn-Realschule und Otto-Hahn-
Gymnasium an der Saaler Miihle). Die Sanierungszeit der Otto-Hahn-Schulen solle dafiir genutzt
werden, eine Priifung zur Schwerpunktfindung flir das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium
durchzufiihren. Dies sei mit der Schulleitung besprochen. Bei der Sanierung sollen auch zukiinftige
Aufgabengebiete wie beispielsweise die Inklusion Berlicksichtigung finden. Gegen Ende der
Sanierungsperiode der Otto-Hahn-Schulen kénne dann eine Verzahnung mit der Sanierung des
Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums erfolgen. Im Ergebnis sei aber keine parallele Sanierung der
Schulen gewlinscht, da dies fiir beide Schulen zu einer zu langfristigen Belastung des Lehrbetriebes
fiihre.

Herr Waldschmidt stimmt Herr Ziffus zu, dass mit einer breiten Zustimmungsmehrheit fiir das
Biirgerbegehren sowohl im Haupt- und Finanzausschuss als auch im Rat zu rechnen sei. Das
Biirgerbegehren sehe vor, ab 2013 in eine Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums
einzusteigen. Seiner Fraktion sei nicht verstindlich, wie es moglich sei, den Antragstellern diese
Versprechung zu geben. Er habe sich die Investitionsplanung des Wirtschaftsplanentwurfes des
Immobilienbetriebes angesehen und festgestellt, dass dieser das Sanierungsvorhaben
»QGeneralsanierung Saaler Miihle beinhalte. Dieser Posten habe urspriinglich ,,Generalsanierung
Schulen® geheiflen und sei auf Antrag der CDU-Fraktion umbenannt worden. Der Wirtschaftsplan
sehe flr die ,,Generalsanierung Saaler Miihle* im Jahr 2013 eine Betrag von 800.000 € vor. 2014
wiirden 1,5 Mio. € und 2015 1,3 Mio. € bereitgestellt. Hinter der ,,Generalsanierung Saaler Miihle*
stehe die Generalsanierung der Otto-Hahn-Schulen, deren Sanierungsaufwand etwa 20 Mio. €
betrage. Zusammen mit der geplanten Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums, stiegen die
Sanierungskosten deutlich {iber 30 Mio. €. Da fiir die Generalsanierung jéhrlich nur ein Betrag
unter 2 Mio. € zur Verfligung stiinde, sei ein Sanierungszeitraum von 15 bis 20 Jahren zu erwarten.
Die veranschlagten Baukosten Schulen allgemein wiirden in 2012 mit 3,78 Mio. € und in 2015 mit
1 Mio. € veranschlagt. In den vergangenen Jahren seien aber 4 Mio. € fiir Baukosten an Schulen
ausgegeben worden, hierbei sei keine Generalsanierung inkludiert gewesen.

Den Biirgerinnen und Biirgern wiirde ,,Sand in die Augen gestreut, wenn man ihnen mitteile, dass
2013 mit der Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums begonnen werde. Die einzige
baulichen Maflnahme werde sein, dass erforderliche Brandschutzauflagen in Hohe von 1,1 Mio. €
erflillt werden. Dariiber hinaus wiirden keine finanziellen Mittel bereitgestellt. Der Biirgermeister
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habe soeben eindeutig mitgeteilt, dass zuerst die Otto-Hahn-Schulen saniert wiirden. Dies wiirde
jedoch bei dem zurzeit vorliegenden Finanzierungsplan einen Zeitraum von 10 Jahren in Anspruch
nehmen, was bedeuten wiirde, dass diese Schule sich nicht halten konne. Dies habe Herr Dr. Miege
bereits im Ausschuss fiir Bildung, Kultur, Schule und Sport dargestellt. Eltern wiirden ihre Kinder
nicht an einer Schule anmelden, die iiber einen so langen Zeitraum als Baustelle ausgewiesen wire.
Die Haushaltssituation wiirde keinen Spielraum geben, die Sanierungen in diesem Rahmen an den
Otto-Hahn-Schulen oder dem Nicolaus-Cusanus-Gymnasium durchzufiihren. Er beantrage, dass die
Verwaltung bis zur Ratssitzung einen konkreten Zeitplan der Sanierungsvorhaben vorbereite, der
darstelle, welche Mittel in welchem Zeitraum zur Verfligung stiinden. Dieser Plan solle auch den
Biirgern zur Verfligung gestellt werden.

Herr Kamp schlieft sich den Ausfilhrungen Herrn Waldschmidts an. In der mittelfristigen
Finanzplanung miisse die Sanierung mit einflieBen. Darum solle bis zur Ratssitzung eine detaillierte
Planungsiibersicht erstellt werden. Ansonsten wére eine Zustimmung zum Biirgerbegehren sinnlos.

Herr Santillan bedankt sich bei den Biirgerinnen und Biirgern, die dieses Biirgerbegehren initiiert
und durchgefiihrt haben. Das Biirgerbegehren zeige das politische Interesse vieler Biirgerinnen und
Biirger und er stimme diesem zu. Er empfinde es als unangebracht, dass im Haupt- und
Finanzausschuss diskutiert wiirde, woher die finanziellen Mittel kimen. Die Verwaltung habe die
Aufgabe bei positiver Entscheidung die Mittel zur Verfiigung zu stellen. Darum pléddiere er dafiir,
die Beschlussfassung nicht zu verzogern.

Herr Dr. Fischer schliefit sich dem Vorschlag Herrn Waldschmidts an, dass bis zur Ratssitzung von
der Verwaltung eine Planungsiibersicht der Investitionen und deren zeitlicher Staffelung angefertigt
werde.

Er wolle allerdings Ergénzungen vornehmen. Sowohl die Neuerrichtung der Notunterkunft als auch
die Investition fiir die Sporthalle Herkenrath seien in den Pldnen nicht zu finden. Die
Planungsansitze fiir Investitionen seien in den letzten Jahren konstant bei ca. 5,5 - 5,6 Mio. €
gewesen und wiirden so auch fortgesetzt. Wenn nun der Nothaushalt verlassen werden kdnne, wére
zu priifen, ob dieser Betrag aufgestockt werden konne. Deshalb halte er die Uberarbeitung des
Investitionsplanes fiir unumganglich. Gleichzeitig befiirworte er die BrandschutzmaBnahmen im
Nicolaus-Cusanus-Gymnasium in Hohe von 1,1 Mio. €. Er stimme dem Vorzug der Sanierung der
Otto-Hahn-Schulen zu. Er werde dem Beschlussvorschlag zustimmen.

Herr Urbach antwortet, die Verwaltung habe die geforderten Zahlen natiirlich ermittelt und hétte sie
in der heutigen Sitzung auch préisentieren konnen, wenn dies im Vorfeld der heutigen Sitzung
erbeten worden wire. Dabei seien natlirlich auch die Moglichkeiten eines genehmigungsfihigen
Haushaltssicherungskonzeptes beriicksichtigt worden. Nach der Investitionsplanung stiinden fiir die
kommenden Jahre durchschnittlich 4 Mio. € bis 5 Mio. € fiir die Sanierung der Otto-Hahn-Schulen
zur Verfligung, womit diese im Zeitraum 2013 bis 2016 abgeschlossen werden konne. Die
Verwaltung werde die Zahlen zur Ratssitzung zur Verfligung stellen.

Herr Dr. Fischer weist darauf hin, dass dies in den Vorlagen nicht dargestellt worden sei.

Herr Momkes teilt mit, dass die CDU-Fraktion dem Biirgerbegehren zustimmen werde und somit
dessen Anliegen folge. Eine Zustimmung zu dem Biirgerbegehren, das den Erhalt des Standortes
Reuterstra3e und eine Sanierung ab 2013 fordere, sei kein Irreleiten der Biirgerschaft, sondern exakt
das, was sie fordere. Er gehe davon aus, dass die Stadtverwaltung sowohl einen Sanierungs- als
auch einen Finanzierungsplan vorlegen konne. Die Ausarbeitung eines umfassenden
Sanierungskonzeptes sowohl fiir das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium als auch fiir die Otto-Hahn-
Schulen brauche Zeit.

Er stimme Herrn Waldschmidt nicht zu, dass eine Sanierungsperiode iiber mehrere Jahre fiir eine
Schule die SchlieBung bedeute. Dies belegen Beispiele in Kdln. So plane die Stadt Koln ab 2014
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eine sechsjihrige Sanierung des Kaiserin-Theophanu-Gymnasiums in Koln Kalk. Negative
Auswirkungen auf die Anmeldezahlen seien nicht bekannt. Eine ldngerfristige Sanierung sei ein
normaler Vorgang. Die Sanierung konne in sinnvollen Abschnitten erfolgen, so dass diese fiir den
Schulbetrieb ertraglich sei. Gerade das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium biete im Vergleich zu den
Otto-Hahn-Schulen den Vorteil, dass sich die Sanierung in einzelne Gebdudeabschnitte einteilen
lieBe, die nacheinander saniert werden konnten. So kdnne der Schulbetrieb ohne gréfere Stérungen
weiter gefithrt werden. Er sei liberzeugt, dass sowohl eine Sanierung des Nicolaus-Cusanus-
Gymnasiums als auch der Otto-Hahn-Schulen in den néchsten Jahren durchgefiihrt werden konne
und hierfiir fundierte Finanzierungsmoglichkeiten gefunden werden.

Herr Ziffus duBert, dass er die Sorge, dass die Schule im Zeitraum der Sanierungen Schiiler
verlieren wiirde, besénftigen konne. Die Sanierung am Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasium habe drei
Jahre angedauert, in der Zeit seien keine Schiiler abgewandert. Allerdings bitte er, dass bei weiteren
Schulsanierungen fiir die Ubergangzeit andere Container beschafft wiirden, als diejenigen, die bei
der Sanierung des Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasiums eingesetzt worden seien. Diese seien im
Winter extrem warm oder kalt gewesen. Auch die Installation der Elektrogerite sei filir einen
Schulbetrieb ungeeignet gewesen. Die technische Ausriistung miisse fiir den Schulbetrieb geeignet
und ,,schiilerfest sein. Ansonsten sei die Ubergangszeit in den Containern in Ordnung gewesen.
Bedenklich halte er die erheblichen Finanzierungssummen. In 2013 seien 6 Mio. €, aufgeteilt in 5
Mio. € fiir die Otto-Hahn-Schulen und 1 Mio. € fiir das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium eingeplant.
Bis 2018 seien ca. 5 Mio. € pro Jahr eingeplant. Zu diesen erheblichen Summen kdmen zusétzlicher
Bedarf anderer Schulen sowie der nicht beriicksichtigte Mensenbau im Rahmen des
Ganztagsbetriebes, insbesondere an den weiterfithrenden Schulen. Hier seien mit 1 bis 2 Mio. € zu
rechnen.

Das Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasium bendétige unter Umstidnden einen Neubau der Sporthalle und
der Mensa. Er rechne mit 6,5 bis 7 Mio. €, die fiir Schulsanierungen bis 2018 jdhrlich aufgewendet
werden miissten. Dies mdchte er bis zur Ratssitzung in einer Ubersicht dargestellt haben. In der
Darstellung sollen ebenfalls Finanzierungsvorschlige aufgefiihrt werden. Es miisse eine
Konkretisierung dieser Vorhaben und der Finanzierungen stattfinden.

Herr Mumdey bittet darum, die Einbringung des Wirtschaftsplanes fiir den Immobilienbetrieb 2013
in der Sitzung des Rates am 23.10.2012 abzuwarten. Mit der Entscheidung iiber den Wirtschaftplan
Immobilienbetrieb entschiede der Rat auch iiber die benannten Investitionen.

Herr Nagelschmidt differenziert zwischen den bestehenden Anliegen. Einerseits ginge es um die
Zustimmung zum Biirgerbegehren. Dieses inkludiere den Erhalt des Standortes Reuterstra3e und
eine Schulsanierung ab 2013. Hauptanliegen der Biirgerinitiative sei der Standorterhalt. Mit Blick
auf eine zukunftsorientierte Perspektive miisse eine Sanierung angestrebt werden.

Andererseits sei der Biirgerinitiative die schwierige Haushaltssituation der Stadt Bergisch Gladbach
bekannt. Die Bindung an Wirtschaftpldne sei leider meist nur von geringer Dauer, bedingt durch
immer neue Aufgaben, rechtliche Auflagen und Projekte. Somit habe jeder Investitionsplan, jede
mittelfristige Finanzplanung, leider nur eine ,,Haltbarkeit von ein bis zwei Jahren. Zwar seien
schon groBe Anderungen in der Schullandschaft von statten gegangen, hier stiinden allerdings noch
weitere Anderungen wie z.B. die Inklusion bevor. Man diirfe folglich nicht davon ausgehen, dass
eine mittelfristige Finanzplanung fiinf Jahre Bestand habe.

Der Rat werde in der Sitzung im Dezember den Investitionsplan fiir 2013 beschlieBen. Er sei nicht
so optimistisch, dass er glaube, die mittelfristige Finanzplanung konne fiir den geplanten Zeitraum
identisch umgesetzt werden.

Er halte nichts von einer neuen Kostenaufstellung, sondern befiirworte den Vorschlag Herrn
Mumdeys, die Einbringung der Wirtschaftplane 2013 abzuwarten.

Er werde dem Biirgerbegehren zustimmen. Die weitere wirtschaftliche Beratung solle man den
Gremien, die sich mit der Wirtschaftsplanberatung befassen, {iberlassen.
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Herr Schiitz schlie8t sich den Ausfithrungen Herrn Waldschmidts und Herrn Kamps an. Das
Biirgerbegehren umfasse zwei Punkte. Zum einen den mittlerweile unstrittigen Erhalt des
Standortes, zum anderen die Sanierung der Gebdude. Stimme man dem Biirgerbegehren zu, dann
stimme man auch diesem Anliegen zu. Er bezweifle, dass die von der Verwaltung geplanten
MaBnahmen fiir 2013 ausreichen, um diesem Biirgerbegehren gerecht zu werden. Es wére
unzulédssig gewesen, wenn das Biirgerbegehren Summen genannt hitte, die zur Sanierung in den
jeweiligen Jahren aufgebracht werden sollen. Daraus resultiere die vage Formulierung des
Biirgerbegehrens.

Da das Biirgerbegehren eine Sanierung ab 2013 fordere und der Rat diesem Begehren zustimmen
werde, reiche es zur Umsetzung des Biirgerbegehrens nicht aus, in 2013 lediglich
Brandschutzmafinahmen durchzufiihren. Deshalb fordere er bis zur nichsten Ratssitzung einen
Sanierungsplan.

Anderenfalls ldgen demnéchst zwei widerspriichliche Ratsbeschliisse vor. Zum einen habe der Rat
beschlossen, die Otto-Hahn-Schulen vorrangig zu sanieren. Gebe der Rat nun dem Biirgerbegehren
statt, impliziere dies eine Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums ab 2013, was bedeute, dass
mit dem Sanierungsbeginn des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums nicht erst bis zur Fertigstellung der
Sanierungsarbeiten an den Otto-Hahn-Schulen gewartet und auch nicht nur das mindestens
Erforderliche getan werden solle. Dieser Widerspruch konne geldst werden, indem man die
Sanierungen gleichzeitig voranbringe. Moglich sei dies durch erhdhte Steuereinnahmen oder aber
die Umverteilung von Mitteln. Bei einer anderen Vorgehensweise zur Erfiillung des
Biirgerbegehrens gehe er davon aus, dass diese einer richterlichen Uberpriifung nicht standhalten
wiirde. Die alleinige Nachriistung der Brandschutzmaf3nahmen reiche nicht aus.

Er frage sich, wieso die Stadtverwaltung ein teures Rechtsgutachten bei einer Anwaltskanzlei zur
Uberpriifung der Zulissigkeit des Biirgerbegehrens in Auftrag gegeben habe. Er gehe davon aus,
dass die Verwaltung die erforderlichen Kenntnisse habe, um selbststindig beurteilen zu kdnnen, ob
ein Biirgerbegehren rechtlich zuldssig sei.

Er schlieBe sich den Forderungen an, dass die Verwaltung zur néchsten Ratssitzung einen
detaillierten Sanierungsplan vorlege.

Herr Urbach erldutert, die Verwaltung werde ihren Vorschlag der Investitionspriorisierung
darstellen. Er weiBt darauf hin, dass der Kreditdeckel der Stadt, der die der Stadt zur Verfiigung
stehenden Mittel begrenze, auch durch Beschliisse nicht angehoben werden konne. Dem Rat obliege
im Rahmen der Beratung des Wirtschaftsplanes des Immobilienbetriebes die Entscheidung,
Mittelverschiebungen vorzunehmen. Wenn gewiinscht sei, die Otto-Hahn-Schulen spéter zu
sanieren und die Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums vorzuziehen, dann koénne jede
Fraktion einen solchen Antrag stellen. Die Verwaltung werde ihren Vorschlag darstellen, letzten
Endes werde aber der Rat iiber die Sanierungsfolge entscheiden.

Herr Hoffstadt duBBert Bedenken, dem Biirgerbegehren zuzustimmen, obwohl man wisse, dass man
das Sanierungsanliegen nicht finanzieren konne. Es erfreue ihn, wenn die Verwaltung fiir diese
Problematik eine Losung bereithielte, die bis zur nichsten Ratssitzung dargelegt werden konne.

Er stimme Herrn Nagelschmidt zu, dass es nicht mdglich sei, eine Planung auf den Euro genau
durchzufiihren. Aber im Ergebnis miisse sie serids sein und die heute vorgelegte Losung sei dies
nicht, da sie nur die erforderlichen Brandschutzmallinahmen enthalte. Weiter seien die entstehenden
Nebenkosten zu beriicksichtigen, zum Beispiel das Aufstellen und die Nutzung der Container fiir
den Lehrunterricht. Diese wiirden fiir mehrere Jahre bendtigt. Er bittet darum, dass auch diese
Kosten im Rat dargestellt wiirden, da diese - wie am Beispiel der Sanierung des Dietrich-
Bonhoeffer-Gymnasiums ersichtlich - eine erhebliche Summe in Anspruch nehmen wiirden.
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Herr Urbach teilt mit, dass auch die Bereitstellung der Container im Finanzierungsplan
beriicksichtigt sei.

Herr Mumdey erldutert die rechtlichen Aspekte des Biirgerbegehrens. Er und Herr Widdenhofer
seien von Anfang an davon ausgegangen, dass das Biirgerbegehren zuléssig sei. Dies wiirde
durch das anwaltliche Gutachten bekriftigt. Der Rat habe nun zwei Moglichkeiten. Er konne
zum einen das Biirgerbegehren ablehnen und somit einen Biirgerentscheid herbeifiihren oder
aber dem Biirgerbegehren zustimmen. Erstes Anliegen des Biirgerbegehrens, der
Standorterhalt, sei unstreitig. Das Biirgerbegehren wére unzulissig, wenn das zweite Anliegen,
die Schulsanierung, so ausgestaltet gewesen wire, dass einen bestimmte Summe in einem
bestimmten Zeitraum in die Sanierung hétte flieBen sollen. Es wére nicht zuldssig gewesen, den
Haushaltsbeschluss des Rates in so einer Form einzuschrinken. Zulédssig sei jedoch ein
Begehren, in eine Sanierung einzusteigen bzw. mit einer Sanierung zu beginnen. Da das
Biirgerbegehren dies verfolge, sei es in seiner Gesamtheit zuldssig. Die Entscheidung, wie nun
mit dem Biirgerbegehren verfahren werde, liege beim Rat. Zur finanziellen Situation lasse sich
sagen, dass es nur einen moglichen Weg gebe. Der Kreditdeckel der Stadt Bergisch Gladbach
miisse eingehalten werden. Die Stadt befinde sich immer noch in der Haushaltssicherung, auch,
wenn ein genehmigtes Haushaltssicherungskonzept fiir die nidchsten 10 Jahre vorliege. Diese
Rahmenbedingungen kdnnen nicht durch ein Biirgerbegehren ausgehebelt werden.

Im Rahmen seines Etatrechts, habe der Rat zu entscheiden, wie finanzielle Mittel verteilt werden.
Durch Bestehen des Kreditdeckels sei es jedoch nicht moglich, eine Entscheidung zu treffen, die
vorsehe, sowohl die Otto-Hahn-Schulen als auch das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium in kurzer Zeit,
sprich drei bis vier Jahren, gemeinsam zu sanieren. Dies lasse sich finanziell nicht ermdglichen. An
welchem Standort der Schwerpunkt gelegt werde, sei Entscheidung des Rates im Rahmen der
Beschlussfassung iiber die Wirtschaftsplane. Dann werde sich der Rat entscheiden, ob er dem
Vorschlag der Verwaltung folge, zunichst die Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasium mit
einer kleineren Summe zu beginnen und den Sanierungsschwerpunkt auf die Otto-Hahn-Schulen zu
legen oder, ob die Sanierungen anders gewichtet werden sollen.

Herr Santillan schlieBt sich der Kritik des Herrn Schiitz an, dass ein Gutachten zur Uberpriifung der
RechtméBigkeit des Biirgerbegehrens iiberfliissig gewesen sei, da Herr Mumdey selbst bestitige,
dass in der Verwaltung Einigkeit beziiglich der RechtmiBigkeit geherrscht habe. Auch der Rat
scheine diese Rechtsansicht zu teilen. Schon bei vorheriger Priifung durch Verwaltung und Anwélte
habe nie ein Zweifel an der RechtméBigkeit des Biirgerbegehrens bestanden. Darum wundere es ihn
umso mehr, dass nun eine kostspielige gutachterliche Priifung vorgenommen worden sei.

Er fiihrt an, dass die Verwaltung keine Antrige der Fraktionen einer rechtsanwaltlichen Priifung
unterziche. Deswegen frage er sich, warum dies bei einem Biirgerbegehren geschehe.

Die Entscheidung, welcher Standort erhalten bleibe und wie die Sanierungen vollzogen werden
sollen, sei eine rein politische Entscheidung. Aufgabe der Verwaltung sei dann, die Umsetzung in
einem vertretbaren Mal3e zu vollfiihren. So verstehe er auch die Auffassung von Herr Urbach und
Herrn Mumdey. Er regt an, nun zum Biirgerbegehren eine Beschlussempfehlung zu geben.

Herr Urbach erkundigt sich bei Herrn Santillan, ob dies ein Antrag auf Schluss der Debatte sei. Dies
wird jedoch von Herrn Santillan verneint.

Herr Momkes weist darauf hin, dass die Schulleitung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums in
Gesprachen ausfiihrlich informiert worden sei, in welcher Form und in welchen Abldufen eine
Sanierung angedacht sei. Die vorgesehenen BrandschutzmaBnahmen seien nur deshalb so
umfinglich, weil eine Generalsanierung geplant sei und hédtten ohne Generalsanierung auch in
deutlich kleinerem Umfang vorgenommen werden konnen. Er halte die BrandschutzmafBnahmen fiir
sinnvoll und einen zeitnahen Beginn fiir notwendig. Er bittet die Verwaltung, mit den
Schulleitungen der drei betroffenen Schulen in engem Kontakt zu bleiben. Die
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SanierungsmafBnahmen sollten auch fiir die pddagogische Arbeit eine deutliche Verbesserung mit
sich bringen.

Herr Urbach fiihrt aus, dass die Verwaltung Gesprache mit den Schulleitungen fiihre.

Herr Widdenhofer erklirt zur Uberpriifung der Zuldssigkeit des Begehrens durch eine
Anwaltskanzlei, dass das Biirgerbegehren in seiner anfianglichen Form unzuléssig gewesen wire, da
es in das Hauhaltsrecht des Rates eingegriffen hdtte. Durch die Formulierung ,,Sanierung ab 2013
hitten die Zuldssigkeitsbedenken ausgerdumt werden kdnnen. Es habe einen intensiven Austausch
zwischen Verwaltung und den Anwélten gegeben. Nun aber davon auszugehen, dass das Gutachten
- welches ein Ergebnis dieses Austausches sei - liberfliissig gewesen sei, da die RechtméBigkeit des
Biirgerbegehrens von Anfang an festgestanden habe, sei falsch. Er weise zuriick, dass es keiner
rechtlichen Beratung bedurft habe.

Herr Haasbach versichert, dass es beziiglich der Zuldssigkeit von Biirgerbegehren ein gingiges
Verfahren sei, ein anwaltliches Gutachten in Auftrag zu geben, um eine neutrale Meinung zu der
Verwaltungsansicht einzuholen. Dies sei auch erforderlich, damit eine fehlerfreie Darstellung der
Rechtslage gegeniiber Rat und Offentlichkeit erfolgen kénne. Er vermute, dass bei Verzicht auf
Einholung eines solchen Gutachtens, ebendiese Ratsmitglieder, die dessen Anfertigung jetzt
kritisieren, den Verzicht geriigt hitten und der Verwaltung der Vorwurf gemacht worden wire, sie
handele parteiisch.

Ein Gutachten diene alleine schon dem Zweck, diesen Anschein zu verhindern und die bestehende
Auffassung der Verwaltung zu stiitzen.

Ziel des Biirgerbegehrens seien der Erhalt des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums an der Reuterstral3e
und eine Sanierung ab 2013. Hétten die Verantwortlichen eine Summe, die 2013 in die Sanierung
flieBen solle festsetzen wollen, so hitten sie dies getan. Als Folge dessen wére jedoch ein weiteres
Biirgerbegehren zu erwarten gewesen, ndmlich eines zur primdren Sanierung der Otto-Hahn-
Schulen. Die Biirgerschaft hitte dann entscheiden miissen, welche Schule primér saniert werden
wiirde. Ebendies wollte die Biirgerinitiative verhindern. Dies sei ein sehr kluger Schritt gewesen.
Ebenso klug sei nun das Verhalten der Verwaltung, die das Gespréach mit allen Beteiligten und dem
Rat suche, um eine Losung zum Schulsanierungsvorhaben zu finden. Hieran kniipfe nun die
Aufgabe des Ausschusses und des Rates an.

Herr Mumdey pflichtet Herrn Haasbach bei. Wire die Formulierung des Biirgerbegehrens anders
ausgefallen, hitte die Initiative mit Gegenwehr aus Richtung von Interessenvertretern der Otto-
Hahn-Schulen rechnen miissen. Dann hétte die Bilirgerschaft entscheiden miissen, welches
Vorhaben realisiert werden wiirde.

Herr Ziffus erldutert, dass dem Rat die Haushaltskompetenz obliege. Ein Biirgerbegehren konne
diesbeziliglich nur Anregungen geben oder Priorititen setzen. Der Wirtschaftsplan
Immobilienbetrieb werde in die Sitzung des Rates am 23.10.2012 eingebracht und vom Rat an den
Infrastrukturausschuss zur Beratung verwiesen. Die abschlieBende Beschlussfassung erfolge dann
in der Sitzung des Rates am 13.12.2012.

Herr Urbach bestdtigt den dargestellten Verfahrensablauf.

Herr Waldschmidt erldutert, er verstehe das Biirgerbegehren so, dass ein Sanierungsbeginn 2013
erfolgen solle. Dies heifle nicht, dass ab 2013 nur die notwendigen und rechtlich verpflichtenden
Brandschutzsanierungen vorgenommen wiirden, sondern, dass in eine kontinuierliche Sanierung
eingetreten werde. Er glaube nicht, dass es im Interesse des Biirgerbegehrens sei, die Sanierung
zuriickzustellen und einen Sanierungsbeginn 2017 oder 2018 anzustreben.
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Niemand verschlieBe die Augen davor, dass die erforderlichen Sanierungen nicht mit den
derzeitigen Haushaltmitteln finanziert werden konnen. Sollte der Rat dem Biirgerbegehren
entsprechen, so sei es erforderlich, dass die Verwaltung zur Finanzierung Stellung beziehe.

Herr Urbach wiederholt, dass den Ratsmitgliedern ein Entwurf des Wirtschaftsplanes vorgelegt
werde. Dann sei es moglich dazu Anderungsantrdge einzubringen. Heute ginge es allein um die
Beschlussempfehlung beziiglich des Biirgerbegehrens des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums.

Herr Urbach stellt die Beschlussempfehlung zur Abstimmung;:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieft einstimmig bei einer Enthaltung der Freien Wiéhler,
dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

1. Der Rat stellt fest, dass das am 03.07.2012 eingereichte Biirgerbegehren fiir den Erhalt
des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums am Standort Reuterstrafle und eine Sanierung ab
2013 zuléssig ist.

2. Der Rat entspricht dem Biirgerbegehren.

8. Jahresabschluss 2010 der GL Service gGmbH
0452/2012

Herr Urbach weist darauf hin, dass die einzelnen Schritte des Verfahrens zum Jahrsabschluss 2010
der GL Service gGmbH in der Vorlage dargestellt seien. Mit E-Mail vom gestrigen Tage habe Herr
Santillan Fragen zur GL Service gGmbH mit der Bitte um Beantwortung in der Sitzung des Haupt-
und Finanzausschusses an den Biirgermeister gerichtet. Diese Fragen seien mit Schreiben vom
heutigen Tage, das den Ausschussmitgliedern als Tischvorlage in Kopie vorliege, umfassend
beantwortet worden.

Herr Hoffstadt ist iiberzeugt, dass die GL Service gGmbH erforderlich fiir die Stadt Bergisch
Gladbach sei. Allerdings sei die wirtschaftliche Entwicklung der gGmbH in 2010 nicht positiv. Dies
sei auch auf die verdnderte Vergabepraxis der Arbeitsagentur zuriickzufiihren. Er gehe davon aus,
dass fiir die Jahre 2011 und 2012 keine bessere wirtschaftliche Entwicklung zu prognostizieren sei.
Er bittet den Biirgermeister, das Geschéftsmodell der Gesellschaft zu tiberdenken. Das alte Modell,
welches Arbeitsgelegenheiten durch Externe wie die Arbeitsagentur finanziere, scheine nicht mehr
zu funktionieren. Er wiinsche sich einen Plan fiir die kommenden vier bis fiinf Jahre zur
Orientierung, wie sich die GL Service gGmbH entwickeln solle.

Herr Urbach erklért, dies falle in die Zusténdigkeit der Gesellschafterversammlung.

Herr Kamp fiihrt aus, dass mit Wegfall der Mallnahmen der KAS und der Bundesagentur flir Arbeit
die Beschéftigtenzahlen einbrichen. Er stellt die Frage, ob mit den Einnahmeeinbriichen aus 2010
1.H.v. 75.000 € auch im Jahr 2011 zur rechnen sei.

Er sehe die Gefahr, dass die Gemeinniitzigkeit der GL Service gGmbH durch Wahrnehmung
gewerblicher Tatigkeiten verloren gehen konne und Steuerpflichtigkeit eintrete, da der
Geschiéftsfithrer Herr Dekker angekiindigt habe, andere Tatigkeitsfelder fiir die GL Service gGmbH
zu erschlieBen. Er mochte eine verbindliche Auskunft, welche neuen Tétigkeitsfelder erschlossen
werden sollen und ob diese mit dem gemeinniitzigen Zweck der gGmbH in Einklang zu bringen
seien.

Herr Urbach sichert die schriftliche Beantwortung der Fragen zu und weist darauf hin, dass Herr
Dekker auch fiir Gespriache zur Verfligung stiinde.
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Herr Gerhards merkt als Mitglied der Gesellschafterversammlung der GL Service gGmbH an, dass
auch die Gesellschafterversammlung die wirtschaftliche Entwicklung kritisch sehe. Es gebe
Quartalsberichte tiber die Entwicklung der einzelnen Tatigkeitsfelder. Daraus wiirde hervorgehen,
dass die Arbeitsgelegenheiten von 240 bewilligten Stellen auf nur noch 60 Stellen minimiert
worden seien.

Um dies zu kompensieren, habe Herr Dekker bereits reagiert und andere Geschiftsfelder
erschlossen, wie z.B. Jugendsozialarbeit, Mensabetrieb bzw. Catering und Arbeitslosenberatung.
Dies seien Tétigkeitsfelder, die dem Gesellschaftszweck nicht zuwiderliefen.

Er teile nicht die Ansicht, dass eine Gefahr fiir die Gemeinniitzigkeit bestiinde. Selbst der
Mensabetrieb, der am ehesten als gewerblich anzusehen sei, diene der Ausbildung und
Beschiftigung von Menschen, die fiir den primdren Arbeitsmarkt nicht ausreichend qualifiziert
seien.

Die Anregung von Herrn Hoffstadt, einen Businessplan fiir die ndchsten Jahre zu erstellen, bewerte
er positiv und werde diese Idee in der Gesellschafterversammlung einbringen.

Im Hinblick auf die Mensen gibt Herr Ziffus zu bedenken, dass an der Schule, an der er tétig sei,
das Engagement der Eltern schon bei einem zu versorgenden Jahrgang im Ganztagsbetrieb an
Grenzen stofle. In Zukunft seien aber bis zu 8 Jahrgdnge an 15 weiterfilhrenden Schulen im
Ganztagsbetrieb zu versorgen. Diese Aufgabe sei durch freiwillige Helfer nicht zu bewiltigen,
weshalb er den Mensabetrieb als expansives Geschéftsfeld der GL Service gGmbH bewerte.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieft einstimmig bei einer Enthaltung von DIE
LINKE./BfBB, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Die Gesellschafterversammlung der GL Service gGmbH stellte den Jahresabschluss und
Lagebericht 2010 der Gesellschaft im vorgelegten und durch den Wirtschaftspriifer
bestiitigten Umfang am 06.09.2012 fest und entlastete die Geschiftsfithrer Stephan
Dekker und Bruno Hastrich fiir das Geschiftsjahr 2010. Die Beschliisse erfolgten
vorbehaltlich einer entsprechenden Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Bergisch
Gladbach. Die von der Gesellschafterversammlung getroffenen Beschliisse werden wie
folgt gebilligt:

1. In der Bilanz zum 31.12.2010 werden Aktiva und Passiva mit 482.457,68 € und in der
Gewinn- und Verlustrechnung der Jahresfehlbetrag 2010 mit 42.551,11 € festgestellt.

2. Der Lagebericht 2010 wird festgestellt.

3. Der Jahresfehlbetrag 2010 wird in Hohe von 42.551,11 € auf neue Rechnung vorgetragen.

4. Die Geschiftsfiihrer Stephan Dekker und Bruno Hastrich (inzwischen als Geschiiftsfiihrer
der Gesellschaft ausgeschieden) werden fiir das Geschiftsjahr 2010 entlastet.

9. Sanierung Sportstiitten
0433/2012

Herr Urbach erklart, dass der Rat im Rahmen der Beschlussfassung zum Doppelhaushalt 2012/2013
in der Sitzung am 03.07.2012 auf Empfehlung des Ausschusses fiir Bildung, Kultur, Schule und
Sport und des Haupt- und Finanzausschusses die Bereitstellung von 175.000 € im Ergebnisplan und
von 625.000 € im Investitionsbereich — also insgesamt 800.000 € — und auBlerdem den
gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion beschlossen habe, die
InvestitionsmaBBnahme ,,I 49513313 Investitionsliste fiir Sanierung Stadion® in den Haushalt
einzustellen, aber bis zur endgiiltigen Entscheidung mit einem Sperrvermerk zu versehen, der durch
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entsprechenden Beschluss des Haupt- und Finanzausschusses wieder aufgehoben werden kénne,
erginzt um den Antrag der Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN, den Ansatz in ,,Sanierung
Sportstitten“ umzubenennen.

Der Ausschuss fiir Bildung, Kultur, Schule und Sport habe im Rahmen dieser vom Rat zur
Verfligung gestellten und mit einem Sperrvermerk versehenen Mittel — nachdem unter
Federfithrung des Stadtsportverbandes eine Einigung aller Beteiligten {iber die Finanzierung der
Sanierung erzielt werden konnte — in der Sitzung am 20.09.2012 mehrheitlich gegen die Stimme
von DIE LINKE./BfBB bei einer Enthaltung der KIDitiative und einer Enthaltung aus den Reihen
der SPD den MaBnahmenbeschluss (Ziffern 1. bis 4. des Beschlussvorschlages in der Vorlage)
gefasst.

Der Haupt- und Finanzausschuss habe demgeméilB in der heutigen Sitzung nur iiber die Authebung
des Sperrvermerkes, mit dem der Rat die bereitgestellten Mittel versehen hat — Ziffer 5. des
Beschlussvorschlages in der Vorlage — zu entscheiden.

Herr Urbach bedankt sich recht herzlich bei den engagierten Vereinen und bei Herrn Adolphs, dem
Vorsitzenden des Stadtsportverbandes.

Herr Waldschmidt erklédrt, dass diese Entscheidung aus sportfachlicher Richtung richtig sei.
Allerdings habe die SPD-Fraktion bei der Haushaltsplanberatung Bedenken geduBlert und dem
Beschlussvorschlag in dieser Form nicht zugestimmt, da die Auffassung bestehe, dass die
Finanzierung nicht aus Schulmitteln bestritten werden solle. Deshalb werde sich die SPD-Fraktion
heute enthalten.

Auch Herr Dr. Fischer bedankt sich fiir den Einsatz des Stadtsportverbandes. Die FDP-Fraktion
werde der Vorlage zustimmen. Er mochte anmerken, dass diese Sportstétten zu erheblichen Teilen
von Schulen und Sportvereinen, die im Jugendbereich tétig seien, genutzt werden. Die
Sportstéttensanierung sei daher vergleichbar mit einer Schulgebdude- oder Sporthallensanierung.

Herr Schiitz kritisiert die Umverteilung der Mittel. An der Mdglichkeit, die Sportstitten zu sanieren
erkenne man, dass Geld vorhanden sei. Stimme man nun dem Biirgerbegehren fiir den Erhalt und
die Sanierung des Standortes Reuterstra3e zu, diirfe man nicht andere Projekte vorziehen, die zum
Ergebnis haben, dass die Sanierung des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums zuriick stehen miisse.
Schulen seien eine Pflichtaufgabe, Sport hingegen eine freiwillige Leistung. Er konne nicht
hinnehmen, dass finanzielle Mittel aus einem Pflichtbereich abgezogen werden, um eine freiwillige
Leistung zu finanzieren.

Herr Urbach ldsst iiber die Authebung des Sperrvermerks abstimmen.
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst mehrheitlich gegen die Stimme von DIE LINKE./BfBB, bei
Enthaltung der SPD folgenden Beschluss:

Der angebrachte Sperrvermerk wird aufgehoben.
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10. Einfiihrung einer Ehrenamtskarte in Bergisch Gladbach

0451/2012
Herr Urbach fiihrt aus, dass die Vorlage zur Einfiihrung einer Ehrenamtskarte in Bergisch Gladbach
auf einen Antrag der FDP-Fraktion vom 22.11.2010 zuriick gehe, der Rat moge die Einfiihrung
einer Ehrenamtskarte fiir die in Bergisch Gladbach ehrenamtlich Tatigen beschlieen.
Der Rat habe den Antrag verwiesen; daraufhin wurde die weitere Beratung des Antrages auf Grund
der Restriktionen des ,,Nothaushaltes* zuriickgestellt.
Es ldgen der Stadt Bergisch Gladbach zurzeit zwdlf Vergiinstigungsangebote aus dem direkten
Umfeld der Stadt Bergisch Gladbach, der stddtischen Beteiligungen und aus dem Bereich des
Sports vor.
Weitere Vergiinstigungsgeber wiirden gesucht und auch die Vergilinstigungsnehmer sollen auf
dieses Angebot hingewiesen werden.
Die Verwaltung bewerte die Einfiihrung der Ehrenamtskarte als fiir die Stadt Bergisch Gladbach
kostenneutral.
Mit der Einfiihrung der Ehrenamtskarte konne der Rat seine Wertschédtzung und die Bedeutung der
ehrenamtlichen Arbeit fiir die Stadt Bergisch Gladbach zum Ausdruck bringen.

Herr Dr. Fischer zeigt sich tiber die Vorlage erfreut und hofft, dass diese positiv beschieden werde.
Allerdings mdchte er erfahren, weshalb die Ehrenamtskarte im Budget nicht enthalten sei und wie
diese finanziert werde.

Herr Urbach antwortet, dass die Stadt 3000 € vom Land NRW fiir die Ehrenamtskarte erhalte und
dieser Betrag die anfallenden Kosten decke. Darum sei die Ehrenamtskarte kostenneutral.

Herr Santillan spricht sich fiir die Fraktion DIE LINKE./BfBB fiir eine Einflihrung der
Ehrenamtskarte aus. In der Vorlage werde dargestellt, dass die Erstellung zehn Minuten in
Anspruch nehme. Nun frage er sich, wieso der Lowenpass abgelehnt worden sei, insbesondere mit
der Begriindung, dass die Erstellung des Passes erhebliche Kosten verursacht hitte. Er mochte
erfahren, warum dieser Personalaufwand bei der Ehrenamtskarte kein Hindernis darstelle und wie
viele Personen eine Ehrenamtskarte beziehen werden. Den hieraus ermittelbaren Arbeitsaufwand
mochte er mit dem Aufwand fiir den Léwenpass verglichen wissen.

Herr Urbach erklért, dass bei Erstellung der Ehrenamtskarte der personelle Aufwand deutlich
geringer sei, da keine inhaltliche Priifung der Voraussetzungen fiir den Erhalt der Karte stattfinde.
Die Vereine wiirden die ehrenamtlichen Tatigkeiten der Personen und damit die Voraussetzungen
fiir den Erhalt der Karte bescheinigen. Der Personalaufwand beschrinke sich auf das Beschriften
der Ehrenamtskarten.

Herr Momkes begrii3t ebenfalls die Einfiihrung einer Ehrenamtskarte. Er erkundigt sich, wie viele
Institutionen sich bereits fiir Vergilinstigungen gemeldet haben.

Herr Urbach antwortet, dass die Stadt zundchst gepriift habe, welche Vergiinstigungen sie selbst
anbieten konne. Des Weiteren gebe es bereits Gespriache mit Geschiftsleuten der Stadt. Auf der
Seite www.ehrensache-nrw.de konne bereits eingesehen werden, welche Vergilinstigungen in der
Stadt bestiinden.

Herr Dr. Baeumle-Courth erkundigt sich, inwiefern aktiv nach weiteren Einrichtungen oder
Unternehmen gesucht werde, die Vergilinstigungen anbdten und ob mit anderen Kommunen und
dem Kreis kooperiert wiirde. Auch die Nutzung iiber die Stadtgrenzen hinaus sei fiir die Inhaber der
Ehrenamtskarte interessant.
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Herr Urbach erldutert, dass es einige Kommunen im Kreis gebe, die die Ehrenamtskarte eingefiihrt
haben. Allerdings sei keine flichendeckende Einfithrung geplant, da einige Kommunen an der
Ehrenamtskarte nicht interessiert seien. Dies sei bedauerlich, da der Inhaber der Ehrenamtskarte
diese auch in anderen Stadten nutzen konne.

Zunichst miisse der Rat den Beschluss iiber die Einfiihrung der Ehrenamtskarte fassen, da erst im
Anschluss die Annahme der schriftlichen Erkldrungen der Verglinstigungen moglich sei. Dann sei
auch eine aktive Offentlichkeitsarbeit angedacht. Die ersten Gespriche wiirden jedoch attraktive
Vergiinstigungsangebote versprechen.

Herr Urbach stellt den Beschlussvorschlag zur Abstimmung:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieB3t einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung
Zu geben:

Der Rat beschlieft die Einfithrung einer Ehrenamtskarte fiir ehrenamtlich Titige, deren
Einsatz- oder Wohnort Bergisch Gladbach ist.

11. Abriss der Notunterkunft Gierather Strasse 42, 51469 Bergisch Gladbach, und
Neubau an gleicher Stelle
0442/2012
Herr Urbach fiihrt aus, dass der Sachverhalt in der Vorlage, die vom Ausschuss fiir
Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration, Gleichstellung von Frau
und Mann und vom Infrastrukturausschuss in den Sitzungen am 25.09.2012 und 26.09.2012 beraten
wurde, dargestellt sei.
Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration,
Gleichstellung von Frau und Mann habe einstimmig beschlossen, dem Rat folgende
Beschlussempfehlung zu geben:

Dem Abriss der Notunterkunft Gierather Strafle 42, 51469 Bergisch Gladbach sowie einem Neubau
an gleicher Stelle wird grundsitzlich zugestimmt.

Im Beratungsverlauf der Sitzung des Infrastrukturausschusses am 26.09.2012 sei vorgeschlagen
worden, den Beschlussvorschlag dahingehend zu konkretisieren, dass es sich dabei nicht um einen
MaBnahmebeschluss handele. Darauthin habe der Infrastrukturausschuss einstimmig beschlossen,
dem Rat folgende — im Vergleich zu dem Beschlussvorschlag in der Vorlage gednderte —
Beschlussempfehlung zu geben:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Sinne der Vorlage einen MaBBnahmebeschluss vorzubereiten.

Diesen Beschlussvorschlag werde er auch dem Haupt- und Finanzausschuss zur Abstimmung
stellen. Die Verwaltung wiirde dann einen MaBnahmebeschluss vorbereiten und diesen von den
betreffenden Ausschiissen beraten lassen.

Herr Nagelschmidt fragt sich, warum dieser Beschluss, die Verwaltung mit der Vorbereitung eines
MaBnahmebeschlusses zu beauftragen, iiberhaupt notwendig sei, da i1m Wirtschaftsplan

Immobilienbetrieb die MaBBnahme bereits vorgesehen sei.

Herr Ziffus erkundigt sich, ob es stimme, dass der Neubau durch die Versicherungssumme, die
aufgrund des Abbrennens der Notunterkunft gezahlt werde, gilinstiger werde.

19



Herr Schmickler antwortet, dass eine Versicherungsleistung erwartet werde, er allerdings nicht
davon ausgehe, dass dadurch der Neubau giinstiger werde. Dies resultiere daraus, dass der Abriss
des alten Holzstidnderbaus der Notunterkunft kostenintensiv sei.

Herr Ziffus erkundigt sich, ob das Gebdude nicht neuwertversichert gewesen sei.

Herr Schmickler erwidert, dass er sicher sei, dass das Gebaude nicht neuwertversichert gewesen sei.
Der Zustand des alten Gebdudes spiele bei der Bemessung der Versicherungsleistung eine
erhebliche Rolle. Wer das Gebdude kenne, konne sich vorstellen, dass der schlechte Zustand die
Versicherungssumme erheblich beeinflussen werde.

Herr Mumdey stimmt Herrn Nagelschmidt zu, dass aufgrund der Mittelbereitstellung im
Wirtschaftsplan Immobilienbetrieb die mit der Vorlage vorgeschlagene Beschlussfassung
entbehrlich, aber demgegeniiber auch nicht schidlich sei.

Herr Gerhards bittet um Darstellung der Finanzierung der MaBBnahme. Thm sei mitgeteilt worden,
dass dieses Vorhaben in der Position ,,Baukosten Jugend- und Sozialgebdude* enthalten sei. Dort
seien jedoch nur 100.000 € veranschlagt. Ihm erschlieBe sich die Finanzierung nicht. Er bittet, dies
fiir den Mallnahmebeschluss zu {liberarbeiten.

Herr Schmickler teilt mit, dass die bendtigten Mittel im Wirtschaftsplan des Immobilienbetriebes
bereitgestellt seien.

Herr Dr. Fischer duBlert, dass der Wirtschaftsplan Immobilienbetrieb fiir die Jahre 2012 bis 2014
jeweils 100.000 € fiir Jugend- und Sozialbauten vorsehe. Fiir 2015 wiirden 1,3 Mio. €
bereitgehalten. Er halte Herrn Gerhards Einwand fiir berechtigt und spreche sich deshalb noch
einmal fiir eine abschlieBende Ubersicht bis zur nichsten Ratssitzung aus, mit der dargestellt werde,
welche InvestitionsmalBnahmen zu welchem Zeitpunkt in den nidchsten Jahren geplant seien.

Herr Urbach antwortet, es gebe diese Aufstellung und sie wiirde ausgehindigt. Er weist darauf hin,
dass die Vorlage an sich und erst recht durch die Anderungen im Infrastrukturausschuss
unschidlich sei und erkundigt sich, ob es Einwidnde gegen eine Abstimmung gebe.

Da keine Einwénde bestehen, stellt er die Beschlussempfehlung des Infrastrukturausschusses zur
Abstimmung.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieB3t einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung
Zu geben:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Sinne der Vorlage einen MafBnahmebeschluss
vorzubereiten.

12. Biirgschaftscontrolling
0447/2012

Herr Kamp merkt an, dass in der Vorlage die Biirgschaft fiir die TS Bergisch Gladbach 1879 e.V.
mit 1.132.721 €, im Haushalt jedoch mit 2.090.249 € aufgefiihrt sei. Er bittet um Klidrung, welcher
der Betrige stimme.

Er fragt zudem, ob die Biirgschaften fiir die Managementgesellschaft Saaler Miihle GmbH &
Co.KG (6.070.871,02 €) und die Vinzenz-Pallotti-Hospital GmbH (232.743,71 €) mit den
Biirgschaftsrichtlinien des Ortsrechts vereinbar wiren. Er weise darauf hin, dass diese Richtlinien
bei neuen Biirgschaftsvertragen zu beachten seien.
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Herr Mumdey verweist auf eine schriftliche Beantwortung der Fragen bis zur néchsten Ratssitzung
am 23.10.2012.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieB3t einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung
Zu geben:

Der Rat stimmt der vom Biirgermeister zum Biirgschaftscontrolling beabsichtigten
Vorgehensweise zu.

13. Neufassung der Geschiiftsordnung fiir den Rat und die Ausschiisse der Stadt
Bergisch Gladbach
0152/2012
Herr Urbach erldutert, die Verwaltung schlage dem Rat die Neufassung der Geschéftsordnung fiir
den Rat und die Ausschiisse der Stadt Bergisch Gladbach (Geschéftsordnung) vor. In den der
Vorlage als Anlage beigefiigten Entwurf seien neben der sich aus Gesetzesianderungen ergebenden
Anpassungen und verschiedenen Anderungsvorschligen seitens des Rates auch die
Beratungsergebnisse aus der Sitzung des Altestenrates am 27.08.2012 eingearbeitet. Zusitzlich sei
eine Empfehlung des Verwaltungsgerichts Kdln beziiglich § 16 Satz 1 der Geschiftsordnung
beriicksichtigt, die erst nach der Sitzung des Altestenrates bekannt wurde. Die Verwaltung habe die
Fraktionsvorsitzenden mit Schreiben vom 11.09.2012 und alle weiteren Ratsmitglieder mit der
Sachdarstellung in der Vorlage hieriiber informiert.

Erst am 13.09.2012 habe der Landtag des Landes NRW das Gesetz zur Stirkung des kommunalen
Ehrenamtes und zur Anderung weiterer kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften beschlossen.
Das Gesetz umfasse auch eine Anderung von § 69 Absatz 1 Satz 2 GO NRW, was wiederum die
folgende weitere Anpassungsnotwendigkeit beziliglich der Neufassung der Geschiftsordnung nach
sich ziehen werde: Der Biirgermeister werde bereits auf Verlangen eines Ratsmitgliedes — und nicht
wie bisher auf Verlangen eines Fiinftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion — verpflichtet, zu
einem Punkt der Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Da die Verkiindung und das
Inkrafttreten des Gesetzes in Kiirze zu erwarten sei, solle diese Anderung bei der Beratung der
Neufassung der Geschiftsordnung vorbehaltlich des Inkrafttretens des bezeichneten Gesetzes
bereits beriicksichtigt werden. Herr Urbach bittet, die Seiten 13 und 14 der der Vorlage Nr.
0152/2012 — Neufassung der Geschéftsordnung fiir den Rat und die Ausschiisse der Stadt Bergisch
Gladbach — als Anlage beigefiigten Synopse gegen die als Tischvorlage vorgelegte Doppelseite
(Seiten 13 und 14) auszutauschen, in die die bezeichnete Anderung beziiglich § 11 Absatz 1 Satz 2
Geschiftsordnung eingearbeitet worden sei.

Die gednderte Geschiftsordnung solle Grundlage fiir die Neufassung der verwaltungsinternen
Dienstanweisung sowie der Handlungsanweisungen fiir den Sitzungsdienst sein.

Herr Waldschmidt erklirt, dass man auf die Ubertragung der Neuregelung der Gemeindeordnung in
die Geschiftsordnung verzichten kdnne. Grund dafiir sei der Vorrang des hoherrangigen Rechts.
Verstofle eine Regelung der Geschiftsordnung gegen eine Regelung der Gemeindeordnung, hétte
die Regelung der Gemeindeordnung Vorrang. Einen Regelungsbedarf sehe er nur, wenn die
Gemeindeordnung keine Regelung getroffen habe.

Herr Urbach erldutert, dass die Geschéftsordnung mit dieser Neufassung auf den aktuellen Stand
gebracht werden solle, womit keine separate Hinzuziehung der GO NRW erforderlich wiére.

Herr Kamp beantragt, dass § 7 Abs. 2 lit. h der Geschéftsordnung, der den Ausschluss der
Offentlichkeit bei Berichterstattungen gem. § 113 Abs. 5 GO NRW von Vertretern/Vertreterinnen
der Stadt in Organen kommunaler Gesellschaften regele, in § 6 Geschiftsordnung als 4. Absatz
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verschoben werde. Grund dafiir sei eine groBere Transparenz, da die Ratsmitglieder eine
Berichterstattung aus kommunalen Gesellschaften aktiv einfordern kdnnten.

Herr Urbach merkt an, dass sich eine Pflicht zur Berichterstattung unmittelbar aus § 113 Absatz 5
Satz 2 GO NRW ergebe. Er erkenne keine Notwendigkeit, die Regelung in § 6 der
Geschéftsordnung aufzunehmen.

Herr Mumdey weist auch auf § 113 Absatz 5 Satz 2 GO NRW und die Regelung in Absatz 1 Satz 3
hin. Hiernach seien die Vertreter der Stadt in einer Gesellschafterversammlung weisungsgebunden
und hatten Beschliisse der Ausschiisse und des Rates auszufiihren. Die Regelung des Anliegens von
Herr Kamps ergebe sich somit bereits aus dem Gesetz.

Herr Kamp erkundigt sich, ob es so problematisch sei, das Informationsrecht des Rates zu stérken.
Herr Urbach antwortet, dass die jetzigen Regelungen dem Gesetz entspréichen.

Herr Dr. Baeumle-Courth gibt zu bedenken, dass eine Regelung der Berichterstattung in § 7 Absatz
2 lit. h Geschiftsordnung lediglich die Offentlichkeit ausschlieBe, nicht jedoch dazu fiihre, dass eine
Berichterstattung tatsdchlich Bestandteil der Tagesordnung einer Sitzung sei.

Durch die Regelung des § 7 Absatz 2 Satz 2 der Geschéftsordnung bestiinde die Moglichkeit,
Berichterstattungen in die Offentlichkeit zu transferieren, es sei denn, es sprichen gezielte
Argumente dagegen.

Herr Dr. Baeumle-Courth merkt an, dass er die Neuformulierung des § 5 Absatz 2
Geschéftsordnung kritisch sehe. Es gebe Griinde, die es erforderlich machen konnten, dass ein
Ratsmitglied unvorhergesehen eine Sitzung verlassen miisse. Die Formulierung sei zu stringent.

Herr Urbach antwortet, dass dieser Aspekt auch in der Sitzung des Altestenrates diskutiert worden
sei. Hintergrund sei jedoch, dass es fiir die Schriftfiihrer sehr aufwendig sei, jedes Verlassen und
jede Riickkehr eines Ratsmitgliedes aus einer Sitzung zu dokumentieren. Es stelle eine
Erleichterung dar, wenn dies vor einer Sitzung mitgeteilt wiirde.

Herr Dr. Bacumle-Courth stimmt diesem Aspekt zu, schligt jedoch vor, dass sich die Personen, die
eine Sitzung verlassen, bei der Schriftfiihrung abmelden.

Herr Ziffus fithrt aus, dass sich die Wortlaute der §§ 15 und 16 der Geschiftsordnung
widersprachen. § 16 Geschiftsordnung normiere, dass ein Antrag auf Schluss der Aussprache oder
Schluss der Rednerliste nur gestellt werden diirfe, wenn je ein Mitglied jeder Ratsfraktion die
Gelegenheit gehabt habe, zur Sache zu sprechen. § 15 Geschiftsordnung raume diese Recht jedoch
jederzeit jedem Ratsmitglied ein.

Er schlage vor, § 16 Geschéftsordnung zu streichen. Lediglich Satz 3 solle erhalten bleiben. Dieser
werde dann in § 15 Geschéftsordnung am Ende eingefiigt. Bliebe § 15 Geschiftsordnung in der
jetzigen Fassung erhalten, bestiinde die Gefahr, dass direkt zu Beginn einer Debatte ein
Vertagungsantrag gestellt und mit der Mehrheit der Stimmen angenommen wiirde, womit im
Ergebnis jeder Tagesordnungspunkt von der Tagesordnung abgesetzt werden koénne und die
Gelegenheit zur Sache zu reden verloren ginge. Er empfinde diesen Umstand als
grundgesetzwidrig, da er die Rechte der Opposition einschréinke.

Herr Urbach schldgt vor, dass der Haupt- und Finanzausschuss in der Sitzung keine
Beschlussempfehlung {iber die Neufassung der Geschiftsordnung abgebe und dieser Punkt von der
Tagesordnung der nichsten Ratssitzung entfernt werde. Die vorgetragenen Anderungswiinsche
seien in der Vorbesprechung im Altestenrat leider nicht vorgebracht worden.
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Herr Momkes stimmt der vorgeschlagenen Vorgehensweise zu. Er halte es auBerdem fiir sinnvoll,
die vorgetragenen Bedenken durch die Verwaltung bis zur nidchsten Ratssitzung tiberpriifen zu
lassen.

Herr Urbach sieht nicht die Moglichkeit, die vorgetragenen Anliegen bis zur nichsten Sitzung in die
Synopse einzuarbeiten, da sich sowohl die Fraktionsvorsitzenden, als auch der Altestenrat damit
befassen sollten. Er bitte die Ausschussmitglieder, ihre Anregungen der Verwaltung mitzuteilen,
damit die Neufassung der Geschéftsordnung in dem nichsten Sitzungsturnus verabschiedet werden
kénne. Die Fraktionen wiirden noch einmal nach Anderungsvorschligen befragt.

Herr Urbach stellt den von ihm vorgeschlagenen Verfahrensvorschlag zur Abstimmung. Dieser
wird einstimmig angenommen.

14. Anderung der Parkgebiihrenordnung
0463/2012

Herr Urbach fiihrt aus, dass in der Vorlage dargestellt sei, dass die Tiefgarage Bergischer Lowe
nach entsprechender Beschlussfassung des Infrastrukturausschusses (Sitzung am 25.04.2012) mit
Wirkung vom 01.07.2012 an die Stadtentwicklungsbetrieb Bergisch Gladbach A6R — SEB AGR —
vermietet wiirde. Zukliinftig werde die Tiefgarage durch die SEB AOR betrieben.

Die SEB AGR beabsichtigte neben sonstigen Verbesserungsmafinahmen die Bewirtschaftung der
Tiefgarage mittels Schrankenanlage und nachtraglicher Bezahlung. Zudem sei eine Modifizierung
der Parkentgelte beabsichtigt.

Um dies zu ermoglichen, miisse die Tiefgarage Bergischer Lowe aus dem derzeitigen
Parkraumbewirtschaftungskonzept gestrichen und die Parkgebiihrenordnung entsprechend geéndert
werden.

Herr Schiitz weist darauf hin, dass in der Vorlage keinerlei Angaben zu den finanziellen
Auswirkungen gemacht worden seien. Er gehe davon aus, dass eine Anderung der
Parkgebiihrenordnung eine finanzielle Auswirkung habe.

Herr Mumdey erklért darauf, dass wenn der Stadtentwicklungsbetrieb die Tiefgarage iibernommen
habe, der Stadt Bergisch Gladbach ein entsprechendes Entgelt erstattet werde. Er habe keinen
Einfluss darauf, wie der Stadtentwicklungsbetrieb wirtschafte.

Herr Dr. Bacumle-Courth erortert, dass er die Parksituationen in einem Gesamtzusammenhang
sehe. Darum habe er eine Erginzung vorzutragen, die mit beschlossen werden mochte. Er
beantrage zukiinftig auf die so genannte ,Brotchentaste“ zu verzichten, die
gebiihrenpflichtigen Parkzeiten bis auf 22.00 Uhr zu verliingern und auf die Erweiterung der
Tiefgarage zu verzichten.

Herr Waldschmidt beméangelt den Umgang mit dem Haupt- und Finanzausschuss. Es handele sich
um eine Thematik, die in der Vergangenheit diskutiert worden sei. Sicherlich bestiinde die
Mbglichkeit in einigen Punkten eine Ubereinstimmung zu finden, allerdings miissten solche
Antrdge im Vorfeld und nicht wahrend einer Sitzung eingebracht werden. Er bittet Herrn Dr.
Baeumle-Courth diesen Antrag noch einmal als schriftlichen Antrag einzubringen, damit eine
Beurteilung innerhalb der Fraktionen erfolgen kdnne.

Herr Waldschmidt beantragt die Vertragung des Antrages von Herrn Dr. Bacumle-Courth.

Herr Urbach duBlert Bedenken beziiglich einer Vertagung der Beschlussfassung. Der beantragte
Verzicht auf eine Erweitung der Tiefgarage stehe nicht im sachlichen Zusammenhang mit der
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Parkgebiihrenordnung. Er schlage daher vor, nur die Abschaffung der ,,Brotchentaste* und die
Verldangerung der gebiihrenpflichtigen Parkzeit bis auf 22.00 Uhr zur Abstimmung zu stellen.

Der Antragsteller zeigt sich mit diesem Vorschlag einverstanden.

Fiir diesen Antrag stimmen Biindnis 90/Die Griinen. Die iibrigen Ausschussmitglieder stimmen
gegen diesen Antrag.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst damit mehrheitlich folgenden Beschluss:
Der Antrag wird abgelehnt.

Herr Urbach stellt die Anderungsverordnung zur Gebiihrenordnung fiir Parkuhren/
Parkscheinautomaten in der Stadt Bergisch Gladbach (Parkgebiihrenordnung) zur Abstimmung.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieBt mehrheitlich bei Enthaltung von Biindnis 90/DIE
GRUNEN und einer Gegenstimme von DIE LINKE/BfBB, dem Rat folgende
Beschlussempfehlung zu geben:

Die Anderungsverordnung zur Gebiihrenordnung fiir Parkuhren/Parkscheinautomaten in
der Stadt Bergisch Gladbach (Parkgebiihrenordnung) wird beschlossen.

15. Offenhalten von Verkaufsstellen

0434/2012
Herr Urbach erklart, mit der Einbringung des vorliegenden Entwurfes einer Ordnungsbehordlichen
Verordnung fiir das Offenhalten von Verkaufsstellen fiir das Jahr 2013 habe die Verwaltung den
Beschluss des Rates aus der Sitzung vom 03.07.2012 zu einem Antrag der SPD-Fraktion umgesetzt.

Herr Schiitz ist erfreut, dass die Verwaltung, nachdem nun auch Kirche und Gewerkschaften
Stellung zur den verkaufsoffenen Sonntagen bezogen haben, diese Vorlage erarbeitet habe: Er
wiirde es fiir trefflicher halten, wenn die ordnungsbehordliche Verordnung den Titel
»Ausnahmegenehmigungen der Sonntagsruhe® tragen wiirde und bittet, dies im nichsten Jahr zu
berticksichtigen.

Herr Dr. Baeumle-Courth zeigt sich erfreut {iber die rechtzeitige, stimmige Planung und den
sinnvollen Kompromiss zwischen den Interessen der Héndler einerseits und der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer andererseits.

Herr Zalfen bedankt sich ebenfalls fiir die positive Vorlage bei Verwaltung und Handlerschaft. Er
begriiit, dass auch weiterhin kein verkaufsoffener Sonntag auf den Volkstrauertag falle.

Herr Urbach nimmt die positiven Riickmeldungen gerne entgegen. Er werde sie an den Fachbereich
3 weiterleiten.

Der Haupt- und Finanzausschuss gibt dem Rat einstimmig bei Enthaltung von DIE LINKE./BfBB
folgende Beschlussempfehlung:

Die Verordnung iiber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen wird in
der Fassung der Anlage zur Vorlage beschlossen.
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16. I. Nachtragssatzung zur Satzung fiir den Seniorenbeirat der Stadt Bergisch
Gladbach

0362/2012

Herr Urbach fiihrt aus, dass mit der Anderung der Satzung fiir den Seniorenbeirat der Stadt
Bergisch Gladbach gemifl dem Beschlussvorschlag in der Vorlage das Sitzungsgeld fiir die
stimmberechtigten Mitglieder des Seniorenbeirates auf 16 € und damit auf das Sitzungsgeldniveau
des Beirates fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen angehoben werden sollte.

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration,
Gleichstellung von Frau und Mann habe in der Sitzung am 25.09.2012 auf Antrag der SPD
einstimmig beschlossen, dem Rat die Beschlussempfehlung zu geben, die I. Nachtragssatzung unter
Beriicksichtigung der Anderung zu beschlieBen, dass die stimmberechtigten Mitglieder des Beirates
ein Sitzungsgeld entsprechend den Bestimmungen fiir sachkundige Biirgerinnen und Biirger in der
Verordnung iiber die Entschidigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschiisse
(Entschddigungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung erhalten.

Zudem habe der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung,
Integration, Gleichstellung von Frau und Mann auf Antrag der SPD einstimmig folgenden
Beschluss gefasst:

Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechend eine Satzungsénderung fiir den Beirat fiir die
Belange von Menschen mit Behinderungen in der Form herbeizufiihren, dass ein Sitzungsgeld
ebenfalls in der in der Entschddigungsverordnung fiir sachkundige Biirgerinnen und Biirger
festgelegten Hohe bestimmt werde.

Herr Urbach stellt den Beschlussvorschlag in der Fassung der Beschlussempfehlung des
Ausschusses fiir Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration,
Gleichstellung von Frau und Mann zur Abstimmung.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliefit einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung
zu geben:

Die I. Nachtragssatzung zur Satzung fiir den Seniorenbeirat der Stadt Bergisch Gladbach
wird in der Fassung der Anlage zur Vorlage unter Beriicksichtigung der folgenden Anderung
in Artikel 1 der 1. Nachtragssatzung zur Satzung fiir den Seniorenbeirat beschlossen:

HArtikel 1

§ 6 erhilt folgende Fassung:

§ 6 Entschidigung

1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Beirates erhalten zur Abgeltung des ihnen fiir

die Teilnahme an den Sitzungen des Beirates entstehenden Aufwandes ein Sitzungsgeld
entsprechend den Bestimmungen fiir sachkundige Biirgerinnen und Biirger in der

Verordnung iiber die Entschidigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und

Ausschiisse (Entschiidigungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung. Fiir alle vom
Beirat  beschlossenen  Aktivititen innerhalb des Kreisgebietes wird eine
Fahrtkostenentschidigung in Hohe der tatsichlichen Kosten fiir die Benutzung des
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OPNV oder eine Entschiidigung in Hohe der Sitze nach § 6 Abs. 1 S. 2 und Abs. 4
Landesreisekostengesetz (LRKG) bei der Benutzung ihres Kraftfahrzeuges gewihrt.

2) Dienstreisen von Mitgliedern des Beirates auflerhalb des Kreisgebietes bediirfen der
vorherigen Genehmigung des Hauptausschusses.“

17. Entsendung eines stellvertretenden Mitglieds mit beratender Stimme in den
Ausschuss fiir Anregungen und Beschwerden
0368/2012
Herr Urbach erldutert, der Rat habe in der Sitzung vom 03.05.2012 auf Empfehlung des Beirates fiir
die Belange von Menschen mit Behinderungen Frau Gritschneder als beratendes Ausschussmitglied
in den Ausschuss fiir Anregungen und Beschwerden gemif § 24 GO NRW entsandt.

Nunmehr solle auch der Vertretungsfall fiir Frau Gritschneder geregelt werden. Herr Schermer habe
bereits seine Bereitschaft signalisiert, stellvertretendes beratendes Mitglied im Ausschuss fiir
Anregungen und Beschwerden zu werden.

Der Beirat fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen habe in der Sitzung am 28.08.2012
einstimmig beschlossen, dem Rat zu empfehlen, dem Beschlussvorschlag in der Vorlage zu folgen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieB3t einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung
Zu geben:

Herr Joachim Schermer wird als stellvertretendes Ausschussmitglied mit beratender Stimme
in den Ausschuss fiir Anregungen und Beschwerden geméafl § 24 GO NRW entsandt.

18. Antrige der Fraktionen

18.1. Antrag der Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN zum Schutz und Erhalt der
historischen Bausubstanz in Bergisch Gladbach vom 03.07.2012 (eingegangen

am 23.08.2012)

0415/2012
Der Antrag der Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN wurde unter Tagesordnungspunkt A 1
von der Tagesordnung abgesetzt.

18.2. Antrag der Fraktion Freie Wiihler vom 10.09.2012 (eingegangen am 11.09.2012)
zur Einbringung des Konzeptes zur Steuerung und Kontrolle der
privatrechtlichen Unternehmen und Einrichtungen der Stadt Bergisch Gladbach
0367/2012

Herr Urbach erkundigt sich bei Herrn Kamp, ob dieser mit dem Vorschlag der Verwaltung, dass das

vom Rat in seiner Sitzung am 13.12.2011 beschlossene Konzept zur Steuerung und Kontrolle der

privatrechtlichen Unternehmen und Einrichtungen unverdndert bestehen bleibe und vom Zentralen

Controlling weiterhin nach und nach bei den jeweiligen Gesellschaften eingefiihrt werde,

einverstanden sei.

AuBerdem werde das sich in Uberarbeitung befindende Konzept zur Umsetzung des

Investitionscontrollings bei der Stadt Bergisch Gladbach vom 22.04.2010 dem Rat nach

Fertigstellung zur Beschlussfassung vorgelegt.

Herr Kamp erwidert, dass zusétzlich eine Anpassung der Gesellschaftsvertrige beziiglich der
Aufnahme von Informations- und Weisungsrechten des Rates nach der GO NRW beantragt sei.
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Derzeit stiinden die Auskunfts- und Informationspflichten der Vertreterinnen und Vertreter der
Stadt in den Organen der Gesellschaften in deren eigenem Gutdiinken. Er mochte erreichen, dass
Gesellschaften ihre Gesellschaftsvertrage dahingehend dndern, dass das Informationsrecht des Rates
aus § 6 der Geschéftsordnung des Rates der Stadt Bergisch Gladbach in den Focus geriickt werde.
Er schlidgt vor, dass hierfiir in die Anlage 1 des Beteiligungscontrollingkonzeptes -
Weisungspflichtige Geschéftsvorfille - unter lit. a. und b. jeweils der § 6 der Geschéftsordnung des
Rates der Stadt Bergisch Gladbach eingefiigt werde.

Herr Mumdey fragt Herrn Kamp, ob sein Anliegen daraus resultiere, dass zwar eine gesetzliche
Berichtspflicht der Vertreterinnen und Vertreter gegeniiber dem Rat bestehe, dem Rat jedoch seit
mehreren Jahren diesbeziiglich kein Bericht erstattet worden sei. Er fragt, ob Herr Kamp erreichen
wolle, dass eine Weisung an die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt in den
Gesellschafterversammlungen ergehe, die normiere, in welchen Féllen diese dem Rat Bericht zu
erstatten hitten.

Herr Kamp erklirt, dass dies sein Ziel sei.

Herr Nagelschmidt stimmt der Ansicht Herrn Kamps nicht zu. Er fragt, ob es liberhaupt moglich
sei, eine Anderung der Gesellschaftsvertriige durch einen Ratsbeschluss herbeizufiihren. Diese
Kompetenz liege einzig bei der Gesellschafterversammlung.

Der Rat konne lediglich beschlielen, eine Berichtspflicht in der Geschiftsordnung zu verankern.

Herr Santillan gibt zu Bedenken, dass der Rat und die einzelnen Ratsmitglieder derzeit keine
Kontrollmoglichkeit beziiglich der Gesellschaften oder Unternehmen mit stadtischer Beteiligung
hitten. Eine Berichterstattung aus den Organen der Gesellschaften wiirde auch auf Anfrage nicht
erfolgen. Dies sei bedenklich, da nicht alle Fraktionen in den Gesellschafterversammlungen
vertreten seien und auch keine Moglichkeit bestiinde, dieser beizuwohnen oder Einsicht in die
Sitzungsunterlagen zu nehmen.

Durch den Antrag Herrn Kamps sollten die stddtischen Vertreterinnen und Vertreter zu einer
Berichterstattung verpflichtet werden, wodurch eine groflere Transparenz geschaffen wiirde.

Herr Urbach bittet Herrn Kamp um konkrete Formulierung der beantragten Anderungen.

Herr Kamp beantragt die Anpassung der Gesellschaftsvertrdge der stiadtischen Beteiligungen. Die
Vertrdge entsprachen noch nicht dem aktuellen Gesetzeswortlaut des § 113 GO NRW. Es miisse
eine Weisungspflicht diesbeziiglich und ein Informationsrecht des Rates gegentiber den stidtischen
Vertreterinnen und Vertretern in den Vertrdgen sowie der Anlage 1 - Weisungspflichtige
Geschéftsvorfille - zum Beteiligungskonzept hinterlegt werden. Die Berichterstattung der
stadtischen Vertreterinnen und Vertreter konne im nicht offentlichen Teil der Ratssitzungen
erfolgen.

Herr Urbach erklért, dass auch nach diesen Ausfiihrungen nicht deutlich werde, welche konkreten
Anderungen zur Abstimmung gestellt werden sollen. Er bittet darum, dies konkret formuliert
einzureichen.

Herr Dr. Fischer schligt vor, diesen Antrag zu vertagen, da es in seiner Fraktion
Gesprichsbedarf gebe. Er bittet Herrn Kamp, dessen beantragte Anderungen den Fraktionen und
der Verwaltung schriftlich, in konkret ausformulierter Fassung zukommen zu lassen, damit diese
besprochen und gegebenenfalls in der ndchsten Ratssitzung abgestimmt werden kdnnen.

AulBlerdem bittet er die Verwaltung, konkrete Termine zu benennen, zu welchem Zeitpunkt eine
Ausarbeitung fertig gestellt werden solle. So schlage er vor, dass das Konzept zur Steuerung und
Kontrolle bis Ende 2013 fertig gestellt wiirde.
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AulBlerdem wire es wiinschenswert, dass die Verwaltung ihrem Beschlussvorschlag, dem Rat das
Konzept zur Umsetzung des Investitionscontrollings nach Fertigstellung vorzulegen, einen
ungefahren Fertigstellungszeitpunkt beigefiigt hétte. So wiirde verhindert, dass der Rat iiber einen
ungewiss langen Zeitraum auf eine Ausarbeitung warten miisse.

Herr Kamp zeigt sich mit diesem Vorschlag einverstanden. Er verweist ergidnzend auf die Aussage
der Verwaltung in dem Beteiligungscontrollingkonzept, dass mit Ausnahme des
Gesellschaftsvertrages der SVB mbH, ein ausdriickliches Weisungsrecht des Rates gegeniiber den
stadtischen Vertreterinnen und Vertretern in den jeweiligen Aufsichtsrdten, in den
Gesellschaftsvertrdgen bislang nicht verankert sei. Dies fordere die Fraktion Freie Wéhler Bergisch
Gladbach mit ihrem Antrag ein.

Herr Urbach informiert, dass es nicht moglich sei, einen Gesellschaftsvertrag durch Ratsbeschluss
zu dndern. Es sei lediglich moglich, die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Bergisch Gladbach
anzuweisen, in den Gesellschafterversammlungen auf entsprechenden Anpassungen der
Gesellschaftsvertrdge hinzuwirken.

Herr Urbach stellt darauthin den Antrag auf Vertagung von Herrn Dr. Fischer zur Abstimmung.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst darauthin einstimmig folgenden Beschluss:

Der Antrag der Fraktion Freie Wiahlergemeinschaft Bergisch Gladbach wird vertagt.

Herr Urbach bittet Herrn Kamp noch einmal, die beantragten Anderungen der Verwaltung und den

Fraktionen schriftlich, in konkret ausformulierter Fassung zukommen zu lassen.

19. Anfragen der Ausschussmitglieder

Herr Urbach teilt mit, dass keine schriftlichen Anfragen vorldgen. Er erkundigt sich bei den
Ausschussmitgliedern, ob miindlichen Anfragen vorldgen.

Anfrage von Herrn Hoffstadt zur Vergabe der Reinigung stidtischer Gebdude
Herr Hoffstadt verliest fiir die SPD-Fraktion folgende Fragen in Bezug auf die Vergabe von

Reinigungsleistungen fiir stddtische Gebdude und bittet den Biirgermeister um schriftliche
Beantwortung:

I. ,Wann haben Sie personlich erstmals von den auftretenden Problemen und
UnregelmiBigkeiten bei der Vergabe der Reinigungsleistungen fiir stidtische Gebdude
Kenntnis erhalten?

2. Wie haben Sie davon erfahren?

3. Welche Schliisse haben Sie personlich aus den Thnen dann vorliegenden Informationen
gezogen?*

Anfrage von Herrn Kamp zum Gewerbegebiet Lustheide:
Herr Kamp trdgt vor, dass die Biirgerinitiative Lustheide an die Fraktion Freie Wahler dariiber in

Kenntnis gesetzt habe, dass die Stadtverwaltung weiter Grundstiicke fiir das Gewerbegebiet
Lustheide erwerben wolle. Dabei seien Eigentiimer darliber informiert worden, dass eine
ErschlieBungsstralie, wenn sie nicht iiber das eigene Grundstiick laufe, iiber ein Nachbargrundstiick
laufen werde, was Immobilienwertminderungen nach sich ziehen wiirde.

Er mochte erfahren, ob die Verwaltung fiir das Gewerbegebiet Lustheide die vom Rat favorisierte
reduzierte Losung oder aber eine grofle Losung verfolge. Eine neue ErschlieBungsstrafle sei bei der
reduzierten Losung nicht erforderlich.
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Herr Urbach fiihrt aus, dass die Ausfiihrungen der Biirgerinitiative an ihn herangetragen wurden
und er sich sofort dariiber informiert habe, ob diese zutreffend seien. Dazu habe der
Stadtentwicklungsbetrieb (SEB) ausgefiihrt:

»(...) Vom SEB aus wurden noch keine Gespriche mit den Eigentiimern der Grundstiicke fiir
ErschlieBungsalternativen gefiihrt. Dies hat in der Planungsphase vielleicht 6-61 gemacht. Die
Aussagen zur Enteignung etc. kann ich mir nicht erkléren. (...)“

Aus dem Fachbereich 6 sei ihm folgendes mitgeteilt worden:

» (...) wir haben nach den Sommerferien mit allen vom B-Plan betroffenen und anliegenden
Grundstiickseigentiimern sowie der Biirgerinitiative Gespriche gefiihrt.

Wir haben die (reduzierten) Planungsziele erldutert und das weitere Vorgehen besprochen. Ziel war
es, das Planungsverfahren im Dialog und moglichst im Konsens weiterzufiihren.

Der aktuelle Text der BI (Biirgerinitiative) von www.lustheide.de macht mich vor diesem
Hintergrund traurig. Denn wir hatten einen offenen und fairen Umgang miteinander vereinbart.
Die Biirgerinitiative scheint aber ein eigenes Verstindnis von Fair-Play-Spielregeln zu haben.

- Wir haben kein Geheimnis daraus gemacht, dass wir ein Grundstiick suchen, um die
Zufahrtssituation zu G+B (Firma Gahrens + Battermann) zu verbessern und bescheidene
(reduzierte) anliegende Gewerbefldchen zu erschlieBen.

- Wir haben auch kein Geheimnis daraus gemacht, dass wir dafiir niemanden gegen seinen
Willen iiberplanen wollen. Und dass nach unserer Kenntnis auch von Seiten der Politik kein
Interesse besteht, jemanden gegen seinen Willen zu iiberplanen.

- Bei den in Frage kommenden vier Grundstiicken waren zwei (Grundstiickseigentiimer) eher
grundsitzlich ablehnend eingestellt, zwei konnten sich einen Verkauf vorstellen, abhéngig
von der Kaufpreishdhe.

- Mit diesen beiden wollen wir in ndherer Zukunft gemeinsam mit Fachbereich 8
weitersprechen, Druck wurde und wird auf niemanden ausgeiibt!

- Wir haben mit den Anliegern und der BI abgesprochen, dass wir nach unseren Gesprachen
bis ca. November, einen Planungsvorschlag ausarbeiten, den wir zu allen Beteiligten
riickkommunizieren und jeden auch Gelegenheit geben, dazu Stellung zu nehmen.

Warum die BI jetzt, nach fast einem Monat mit solchen Behauptungen in die Offentlichkeit geht, ist
mir unerklédrlich. Es entspricht auch nicht dem abgesprochenen Fair-Play, statt miteinander zu
reden, libereinander zu polemisieren.

Ich habe (...) [die] BI gerade nicht telefonisch erreicht, werde es aber, Thr Einverstindnis
vorausgesetzt, noch einmal versuchen. Denn diese Startseite von www.lustheide.de kann ich mir
inhaltlich nicht erkldren. (...)*

Herr Santillan erkundigt sich, ob weiterhin mit zwei Grundstiickseigentiimern tiiber deren
Grundstiicke verhandelt wiirden, um einen Zugang zur Gewerbefldche erschliefen zu kénnen. Der
diskutierte Kompromiss stelle sich so dar, dass ein Stiick Wald, das sich hinter dem Firmengeldnde
von Gahrens + Battermann anschliele, gerodet wiirde, um Gewerbefliche zu gewinnen. Eine
zusitzliche Zufahrt sei in dem diskutierten Vorschlag nicht vorgesehen gewesen. Die
Bewirtschaftung dieser zusédtzlichen Fliche konne iiber die Gewerbefliche von Gahrens +
Battermann erfolgen. Er bitte um Korrektur, sollte er etwas falsch aufgefasst haben.

Herr Urbach antwortet, die Zufahrtssituation fiir Gahrens + Battermann und die dahinter liegenden
Flachen stelle sich als sehr schwierig dar. Es gebe nur eine enge Zufahrtsstralle. Alleine deswegen
bestiinde schon das Bestreben, eine bessere Zufahrtssituation zu schaffen.
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Herr Hoffstadt merkt an, man sei sich einig, dass fiir Gahrens + Battermann etwas getan werden
miisse. Dies sei mdglich. Der Rat hétte sich davon iiberzeugt, dass es fiir das Firmengelinde von
Gahrens + Battermann andere Alternativen flir die Zu- und Abfahrt gebe, da nicht nur eine Zufahrt
gegeben sei. Es bestiinde die Moglichkeit, auf dem Geldnde anderweitig Abhilfe zu schaffen.

Herr Urbach gibt zu bedenken, dass die ErschlieBung der neuen Flache iiber das Firmengelidnde
problematisch sei, da die Fahrzeuge groBer wiirden und die ErschlieBung aus einer Zeit mit

kleineren Fahrzeugen stamme.

Herr Waldschmidt bittet um Ubersendung der Antworten auf die Stellungnahme der
Biirgerinitiative Lustheide.

Herr Urbach antwortet, dieser werde in der Sitzungsniederschrift wiedergegeben und schlie3t den
offentlichen Teil der Haupt- und Finanzausschusssitzung um 19.00 Uhr.
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	Protokollierung
	Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
	Herr Urbach teilt mit, dass auch die Bereitstellung der Container im Finanzierungsplan berücksichtigt sei. 
	Herr Mumdey erläutert die rechtlichen Aspekte des Bürgerbegehrens. Er und Herr Widdenhöfer seien von Anfang an davon ausgegangen, dass das Bürgerbegehren zulässig sei. Dies würde durch das anwaltliche Gutachten bekräftigt. Der Rat habe nun zwei Möglichkeiten. Er könne zum einen das Bürgerbegehren ablehnen und somit einen Bürgerentscheid herbeiführen oder aber dem Bürgerbegehren zustimmen. Erstes Anliegen des Bürgerbegehrens, der Standorterhalt, sei unstreitig. Das Bürgerbegehren wäre unzulässig, wenn das zweite Anliegen, die Schulsanierung, so ausgestaltet gewesen wäre, dass einen bestimmte Summe in einem bestimmten Zeitraum in die Sanierung hätte fließen sollen. Es wäre nicht zulässig gewesen, den Haushaltsbeschluss des Rates in so einer Form einzuschränken. Zulässig sei jedoch ein Begehren, in eine Sanierung einzusteigen bzw. mit einer Sanierung zu beginnen. Da das Bürgerbegehren dies verfolge, sei es in seiner Gesamtheit zulässig. Die Entscheidung, wie nun mit dem Bürgerbegehren verfahren werde, liege beim Rat. Zur finanziellen Situation lasse sich sagen, dass es nur einen möglichen Weg gebe. Der Kreditdeckel der Stadt Bergisch Gladbach müsse eingehalten werden. Die Stadt befinde sich immer noch in der Haushaltssicherung, auch, wenn ein genehmigtes Haushaltssicherungskonzept für die nächsten 10 Jahre vorliege. Diese Rahmenbedingungen können nicht durch ein Bürgerbegehren ausgehebelt werden. 
	Die Gesellschafterversammlung der GL Service gGmbH stellte den Jahresabschluss und Lagebericht 2010 der Gesellschaft im vorgelegten und durch den Wirtschaftsprüfer bestätigten Umfang am 06.09.2012 fest und entlastete die Geschäftsführer Stephan Dekker und Bruno Hastrich für das Geschäftsjahr 2010. Die Beschlüsse erfolgten vorbehaltlich einer entsprechenden Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Bergisch Gladbach. Die von der Gesellschafterversammlung getroffenen Beschlüsse werden wie folgt gebilligt:

1. In der Bilanz zum 31.12.2010 werden Aktiva und Passiva mit 482.457,68 € und in der Gewinn- und Verlustrechnung der Jahresfehlbetrag 2010 mit 42.551,11 € festgestellt.
	2. Der Lagebericht 2010 wird festgestellt.
	3. Der Jahresfehlbetrag 2010 wird in Höhe von 42.551,11 € auf neue Rechnung vorgetragen.
	Der Haupt- und Finanzausschuss gibt dem Rat einstimmig bei Enthaltung von DIE LINKE./BfBB folgende Beschlussempfehlung:

